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Segmentierung und Arbeitsteilung
Die Arbeitsmarktpolitik der Bundesrepublik Deutschland

in der Diskussion
I. Entstehung eines strukturierten Arbeitsmarktes

1. Zum Problem

Die grundlegenden Fakten1) sind allgemein be-
kannt: Seit 1980/81 stieg die Zahl der amtlich
registrierten Arbeitslosen von knapp 900000 auf
ca. ,2 Mio. im Jahresdurchschnitt 1985. Danach
sank sie wieder leicht, und im Mai 1988 wurde die
Zwei-Millionen-„Schallmauer“ (so die damalige
euphorische Formulierung des Bundesarbeitsmini
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sters) unterschritten. Nach einem Tiefpunkt im
Beschäftigungsstand im Jahre 1983 setzte ab 1984
eine Zunahme der abhängig Beschäftigten sowie
ein Anstieg der Erwerbstätigen allgemein ein2).
Über die gesamte Periode entwickelten sich dabei
in der Bundesrepublik verstärkt erhebliche regio-
nale und sektorale Unterschiede im Niveau wie
auch in der Struktur von Arbeitslosigkeit.

1) Die folgende Analyse beschränkt sich in erster Linie auf
den Bereich der alten Bundesrepublik Deutschland, da für
die fünf neuen Bundesländer aufgrund der sowohl in quali-
tativer als auch in quantitativer Hinsicht unzureichenden
Datenlage zum augenblicklichen Zeitpunkt kaum empirisch
fundierte Aussagen möglich sind.
2) Die Zahl der Erwerbstätigen stieg von rund 24,6 Mio. im
ersten Quartal 1984 auf 27,4 Mio. im letzten Quartal 1988.
3) Vgl. Günther Schmid, Arbeitsmarktpolitik im Wandel.
Entwicklungstendenzen des Arbeitsmarktes und Wirksam-
keit der Arbeitsmarktpolitik in der Bundesrepublik Deutsch-
land, Discussion-Paper IIM/LMP 87-17, Wissenschaftszen-
trum Berlin für Sozialforschung (WZB); Fritz W. Scharpf,
Sozialdemokratische Krisenpolitik in Europa, Frankfurt/M.
1987.

4) Quelle: Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt für Ar-
beit (ANBA), Arbeitsstatistik 1989 - Jahreszahlen, 38
(1990)7.

Ziel dieses Beitrags ist es nicht, die Ursachen
dieser Entwicklung zu untersuchen. Aber unab-
hängig davon, wie man die Ursachen und mög-
lichen Strategien zur Überwindung der eingetrete-
nen Schieflage am Arbeitsmarkt beurteilt, muß
man feststellen, daß durch das dauerhaft hohe
Niveau der Arbeitslosigkeit inzwischen eine Situa-
tion eingetreten ist, die ein Überdenken der bishe-
rigen Instrumente der Arbeitsmarktpolitik erfor-
dert. Dazu gehören einerseits die globale Wirt-
schaftspolitik (z.B. formuliert im Stabilitäts- und
Wachstumsgesetz von 1967) und andererseits die
Arbeitsmarktförderung primär durch Stärkung der
Angebotsseite, wie sie im Arbeitsförderungsgesetz
(AFG) von 1969 geregelt ist. Dabei ist G. Schmid
und F. Scharpf3) zuzustimmen, wenn sie feststel-

len, daß in der Bundesrepublik primär die Wirt-
schaftspolitik als zentrales Instrument zur Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit angesehen wurde.
Arbeitsmarktpolitik wurde dagegen in erster Linie
als Sozialpolitik zur Unterstützung von Arbeitslo-
sen verstanden.

Obwohl die Arbeitslosenzahl abnimmt und die
Beschäftigungszahlen steigen, verschärfen sich die
gesellschaftspolitischen Aspekte des Problems der
Arbeitslosigkeit. Denn bei einem zeitlich anhal-
tend hohen Niveau steigt mit großer Wahrschein-
lichkeit der Anteil der Gruppen in der Kategorie
der Arbeits- und Erwerbslosen, die über längere
Zeiträume arbeitslos sind oder die eine sog. un-
vollständige Erwerbskarriere aufweisen (bei denen
also Zeiten der Erwerbstätigkeit mit Zeiten der
Arbeitslosigkeit relativ rasch wechseln). Diese
These läßt sich mit Hilfe der Arbeitslosenstatistik
der Bundesanstalt für Arbeit untermauern, in der
seit 1980 der Anteil von Arbeitslosen mit solchen
Merkmalen stetig angestiegen ist. Während dabei
die zuletzt genannte Gruppe mit lückenhafter Er-
werbskarriere statistisch nur unzureichend erfaßt
ist (dies ist im Rahmen einer amtlichen Statistik
auch schwierig, da klare Definitionskriterien feh-
len), liegen über die Entwicklung der Langzeitar-
beitslosigkeit differenzierte Daten vor. Abbildung
1 zeigt den Anteil der Langzeitarbeitslosigkeit (de-
finiert als ein Jahr und länger) in der Gesamtheit
der Arbeitslosen und den Anteil der über 50-
jährigen4).

Es ist zu vermuten, daß die durch den Indikator
Langzeitarbeitslosigkeit, aber auch durch andere
Indikatoren (Häufigkeit von Arbeitslosigkeit, Be-
schäftigung nur aufgrund von Maßnahmen der
Bundesanstalt für Arbeit etc.) identifizierbare Ka-
tegorie von Arbeitslosen, ein deutlich abgrenzba-
res Segment auf dem Arbeitsmarkt bildet, das sich
insbesondere durch seine schwierige Vermittelbar-
keit in dauerhafte Arbeitsverhältnisse auszeichnet.
Es handelt sich dabei - je nach Schätzung - immer-
hin um 700000 bis 1,2 Mio. Personen.
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Abbildung 2: Segmentierung von Arbeitsmärkten
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ne Arbeitsmärkte für „Jedermann“-Qualifikatio-
nen werden durch die Randbelegschaften der
Großbetriebe gebildet. Sekundäre/externe Ar-
beitsmärkte schließlich werden durch Arbeitskräf-
te mit „Jedermann“-Qualifikationen in Klein- und
Mittelbetrieben konstituiert. Hier sind auch über-

wiegend die marginal Beschäftigten und andere
Problemgruppen der strukturierten Arbeitslosig-
keit einzuordnen. Ohne Frage stellt diese einfache
Klassifikation nach zwei dichotomen Merkmalen
eine extreme Vereinfachung der Realität differen-
zierter und strukturierter Arbeitsmärkte dar.

II. Qualifikation und Arbeitsmarkt

Die Bedeutung von Qualifikation für die individu-
ellen Chancen auf dem Arbeitsmarkt und damit
auch für die Arbeitsmarktpolitik wird durch weite-
re Fakten deutlich. Das Institut für Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung (IAB) der Bundesanstalt für
Arbeit (BA) hat in Zusammenarbeit mit der Pro-
gnos AG9) versucht, den Qualifikationsbedarf bis
zum Jahre 2010 quantitativ nach Tätigkeiten abzu-
schätzen. Diesem Versuch lagen unterschiedliche
Szenarien über die Entwicklung der Wirtschaftsla-
ge und Prognosen über die Entwicklung des Ar-
beitskräfteangebots zugrunde. Das Innovative die-

’) Vgl. Peter Hofer/Inge Weidig/Heimfrid Wolff (Prognos
AG), Arbeitslandschaft bis 2010 nach Umfang und Tätig-
keitsprofilen, Nürnberg: Institut, für Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit, 1989.

ser Studie besteht darin, daß sich die Prognose auf
Tätigkeitsfelder bezieht und nicht, wie üblich, auf
sektorale Verschiebungen. Die Ergebnisse lassen 
sich wie folgt kurz zusammenfassen: Ca. drei Mio.
Arbeitsplätze, die 1987 einfache Tätigkeiten mit
geringen Qualifikationsanforderungen umfaßten,
werden bis zum. Jahre 2010 nicht mehr besetzt
werden. Dagegen wird die Zahl der Arbeitsplätze,
die eine mittlere Qualifikation erfordern und sol-
che, die eine höhere Qualifikation voraussetzen,
bis zum Jahre 2010 um 800000 bzw. 3,5 Mio.
zunehmen. Obwohl es aufgrund dieser prognosti-
zierten Werte zu einer Zunahme der Arbeitsplatz-
zahl um 1,3 Mio. kommt, dürfte der Übergang in
der Praxis auf erhebliche Probleme stoßen. Es ist
in der Bundesrepublik in Zukunft wegen eines
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Auseinanderfallens zwischen der nachgefragten
und der angebotenen Qualifikationsstruktur mit
einer Gleichzeitigkeit von Arbeitskräftemangel
und Arbeitskräfteüberangebot zu rechnen. Dieses
Problem wird durch die demographisch bedingte
Verringerung des Angebots junger Arbeitskräfte
verstärkt. Ferner ist von einer Zunahme der
Frauenerwerbstätigkeit, unter anderem durch
Wiederaufnahme von Arbeit nach beendeter Kin-
dererziehungsphase, auszugehen. Diese Frauen
haben meist geringe, zumindest aber häufig ver-
altete Qualifikationen.

Aus diesen Prognosen kann der Schluß gezogen
werden, daß es in Zukunft verstärkt notwendig
sein wird, einerseits das Überangebot an nicht-
bzw. gering qualifizierten Arbeitskräften durch 
Qualifizierungsstrategien abzubauen und anderer-
seits dem zu erwartenden Arbeitskräftemangel
durch einen höheren Ausschöpfungsgrad der sog.
Stillen Reserve zu begegnen. Die Arbeitsmarktpo-
litik sollte deshalb weniger mit angebotsreduzie-
renden Instrumenten (z. B. Vorruhestand oder
zweiter Arbeitsmarkt) operieren, sondern vor al-
lem auf Qualifizierung des Angebots setzen. Das
schließt nicht aus, daß mittelfristig angebotsredu-
zierende Programme vor allem bei älteren Arbeit-
nehmern noch sinnvoll sein könnten. Letzteres
trifft vor allem für den unter einem Anpassungs-

druck stehenden Arbeitsmarkt in den neuen Bun-
desländern zu.

Auf dem Gebiet der beruflichen Qualifizierung
liegt damit das gewichtige Problem der Arbeits-
marktpolitik in der Bundesrepublik heute. Wenn
keine institutioneilen und organisatorischen Refor-
men des gegenwärtigen Systems stattfinden, wird
sich dieses Problem mit großer Wahrscheinlichkeit
noch verstärken. Die Situation bei der beruflichen
Fort- und Weiterbildung (nicht bei der Erstausbil-
dung) ist, so könnte man zugespitzt formulieren,
gekennzeichnet durch eine Arbeitsteilung zwi-
schen Staat und Wirtschaft in der Weise, daß die
Unternehmen ihre Kernbelegschaften, die dem
primären Arbeitsmarkt zuzurechnen sind, in vielen
Fällen im betrieblichen Interesse laufend weiter-
qualifizieren. Dies geschieht häufig schon allein
durch die Anpassung der Arbeitsplätze an den
technischen Fortschritt. Es ist allerdings auch un-
bestritten, daß Unternehmen ihre Arbeitsorgani-
sation eher so auslegen können, daß sie mit einem
möglichst geringen Qualifikationsniveau ihrer Mit-
arbeiter auskommen. Dahinter können reine
Kostengründe, aber auch die Befürchtung stehen,
am Arbeitsmarkt nicht die Mitarbeiter mit dem für
eine anspruchsvollere Arbeitsorganisation und
Technik notwendigen Qualifikationsniveau zu be-
kommen.

• vorher arbeitslos
Quelle: ANBA Jahreszahlen 1989, S. 187.

E ohne Berufsausb.
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Dennoch vollzieht sich Fort- und Weiterbildung
der Kernbelegschaften, vor allem in Großbetrie-
ben mit großen internen Arbeitsmärkten, meist 
ohne größere Probleme. Der Spruch von der
„olympiareifen Kernmannschaft“, die zu wahren
Spitzenleistungen fähig ist, charakterisiert die
Lage ganz gut. Auf der anderen Seite bemüht sich
in erster Linie die Bundesanstalt für Arbeit mit
ihren Maßnahmen zur aktiven Arbeitsmarktpolitik
um Beschäftigte und Arbeitslose, die den sekundä-
ren Arbeitsmärkten zuzurechnen sind. Allerdings
werden nach einer Erhebung des Bundesministe-
riums für Bildung und Wissenschaft nur ca. zehn
Prozent aller Aktivitäten zur beruflichen Weiter-
bildung durch das Arbeitsförderungsgesetz abge-
deckt. Zu dieser Kategorie gehört auch ein bei
weitem größerer Personenkreis als die vorhin ge-

nannten ausgesprochenen Problemgruppen der
Langzeitarbeitslosen und Älteren. Aber einige
Problemgruppen sind in den Maßnahmen zur be-
ruflichen Fort- und Weiterbildung der Bundesan-
stalt für Arbeit überrepräsentiert. Abbildung 3
zeigt, daß im Schnitt der letzten Jahre über 60 Pro-
zent der Teilnehmer vorher arbeitslos waren10).

10) Quelle: Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt für Ar-
beit (ANBA) (Anm. 4).
1) Hans Hofbauer/Werner Dadzio, Mittelfristige Wirkung
beruflicher Weiterbildung. Die berufliche Situation von Teil-
nehmern nach Beendigung der Maßnahme, in: Mitteilungen
aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (MittAB),
(1986) 2.
12) Am Rande sei vermerkt, daß diese Untersuchung auf-
grund der Verknüpfung von Teilnehmerdatei, Leistungsemp-
fängerdatei und Beschäftigtendatei und der dadurch impli-
zierten Datenschutzprobleme nur vom IAB durchgeführt
werden konnte. Ohne hier etwas unterstellen zu wollen,
widerspricht natürlich die Evaluierung von Verwaltungsmaß-
nahmen durch dieselbe Organisation der institutioneilen Hy-
giene. Vgl. Jürgen Kühl, Wirkungsanalyse der Arbeitsmarkt-
politik, in: G. Brombach u.a. (Hrsg.), Arbeitsmärkte und 
Beschäftigung. Fakten, Analysen, Perspektiven, Tübingen
1987.

13) Vgl. Christoph Büchtemann/Infratest Sozialforschung,
Die Bewältigung von Arbeitslosigkeit im zeitlichen Verlauf.
Repräsentative Längsschnittuntersuchungen bei Arbeitslo-
sen und Beschäftigten 1978-1982, Bonn 1983. In Panelunter-
suchungen werden die gleichen Personen in zeitlichen Ab-
ständen mehrmals hintereinander befragt.

Mit anderen Worten, präventive Maßnahmen fin-
den weniger häufig statt, und der Weg zur Qualifi-
zierung durch die Bundesanstalt geht über die
Arbeitslosigkeit. Interessanterweise sind aber un-
ter den Teilnehmern dieser Maßnahmen im Schnitt
weniger als 30 Prozent ohne Berufsausbildung,
obwohl ihr Anteil an den Arbeitslosen ziemlich
konstant über 50 Prozent beträgt. Daraus folgt
zusätzlich, daß diese Gruppe unterproportional in
solche Maßnahmen einbezogen wird.

III. Arbeitsmarktpolitik in der Bundesrepublik

1. Zur Wirksamkeit der Maßnahmen
aktiver Arbeitsmarktpolitik

Seit der bekannten Analyse von Hofbauer und
Dadzio11), die eine Wirkungsanalyse von Bildungs-
maßnahmen der Bundesanstalt auf der Basis von
Teilnehmern des Jahres 1982 darstellt, findet sich
immer wieder die magische Zahl von 56 Prozent in
der einschlägigen Literatur. Dies ist der Anteil der
Personen, die eine Bildungsmaßnahme der Bun-
desanstalt abgeschlossen und zwei Jahre nach Be-
endigung der Maßnahme sozialversicherungs-
pflichtig beschäftigt waren12). Die in dieser Zahl
zum Ausdruck kommende Erfolgsbilanz verblaßt
etwas, wenn man sich den Problemgruppen zuwen-
det. Bei den Teilnehmern ohne Berufsabschluß,
mit einem Alter von über 45 Jahren und einer
Arbeitslosigkeitsdauer von einem Jahr und mehr
unmittelbar vor Beginn der Weiterbildung - also
dem sog. harten Kern -, sind es nur noch 25

Prozent der Teilnehmer, die nach zwei Jahren in
Lohn und Brot waren. Auch dies könnte man noch
als Erfolg werten. Bedenklicher ist der Umstand,
daß nach erfolgreichem Abschluß solcher Maßnah-
men einerseits 9 Prozent der Angestellten und 22
Prozent der Facharbeiter beruflichen Abstieg auf
Hilfsarbeitertätigkeiten hinnehmen mußten und
andererseits die Hälfte der Hilfsarbeiter durch die-
se Maßnahmen keinerlei beruflichen Aufstieg ver-
zeichnen konnte. Außerdem ist das gewählte Kri-
terium problematisch. Wie Panelstudien bele-
gen13), sind die Personen mit einer unvollständigen
Erwerbskarriere eine weitere Problemgruppe des
Arbeitsmarktes. Sie werden durch eine zeitliche
Punktaufnahme (nämlich: nach zwei Jahren be-
schäftigt) nur unzureichend in dieser Wirkungs-
analyse berücksichtigt.
Differenziert man nach der Art der beruflichen
Weiterbildung (ohne Programme für Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen/ABM und Lohnsubventio-
nen in Form von Eingliederungsbeihilfen), so zeigt
sich ferner deutlich, daß betriebsnahe Maßnahmen
(z. B. betriebliche Einarbeitungen, die vor allem
von Unqualifizierten wahrgenommen werden)
weit höhere Erfolgsquoten aufweisen als betriebs-
feme Weiterbildung, z. B. in Übungswerkstätten -
im Jargon „Trockenschwimmkurse“ genannt.
Während in der ersten Kategorie 78 Prozent aller
Teilnehmer, die vorher arbeitslos waren, nach
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zwei Jahren sozialversicherungspflichtig beschäf-
tigt waren, gelang dies in der zweiten Gruppe nur
29 Prozent. Hier wird ziemlich deutlich, welch
fatale Konsequenzen die Durchführung von Bil-
dungsaktivitäten in einer betriebsfernen Art im
Vergleich zu betriebsnahen Maßnahmen zeitigt.

Das Ergebnis von Hofbauer und Dadzio wird
durch die Stichprobenuntersuchung von Brink-
mann (1985)) unterstrichen, der in14 24 Arbeits-
amtsbezirken im Jahre 1983 die Wirksamkeit von
sog. Eingliederungsbeihilfen untersucht hat. Dabei
übernimmt die Bundesanstalt 50 bis 70 Prozent des
Lohns für ein Jahr. Da es sich bei den Teilnehmern
eher um Schwervermittelbare handelte, ist die Er-
folgsquote von 69 Prozent Beschäftigungsanteil
sechs Monate nach Beendigung der Maßnahme (57
Prozent beim gleichen Arbeitgeber) und nur 22
Prozent erneut arbeitslos Gemeldeten überra-
schend hoch.
Erfahrungen mit Sonderprogrammen der Bundes-
regierung15), bei denen eine direkte Förderung
innerbetrieblicher Qualifizierung für von Arbeits-
losigkeit Bedrohte betrieben wurde - eine Förde-
rung, die das Arbeitsförderungsgesetz nicht vor-
sieht zeigen, daß die Erfolgsquoten durch größe-
re Betriebsnähe gesteigert werden können. Es soll
aber auch nicht verschwiegen werden, daß es dabei
Mitnahme- und Verdrängungseffekte gibt und daß
sich mit dem Instrument der Lohnsubventionie-
rung allein und ohne parallele Qualifizierung keine
dauerhaften Veränderungen - weder im Niveau
noch in der Struktur der Arbeitslosigkeit - erzielen
lassen, weil die öffentliche Finanzierung für solche
Arbeitsplätze irgendwann endet. Es wird auch der
Einwand vorgebracht, daß die wiederholte Neu-
auflage solcher Lohnsubventionierungsprogramme
die Schaffung „regulärer“ Arbeitsplätze verhin-
dern könnte.

14) Vgl. Christian Brinkmann, Zum Erfolg von Eingliede-
rungsbeihilfen (EB). Struktur und Verbleib der Geförderten,
in: MittAB, (1985)4.
15) Vgl. G. Schmid (Anm.3); s.a. ders./Klaus Semlinger,
Instrumente gezielter Arbeitsmarktpolitik: Kurzarbeit, Ein-
arbeitungszuschüsse, Eingliederungsbeihilfen, Königstein
1980.

16) Es sei denn, man unterstellt, daß die Beitragszahlung von
Beschäftigten und Betrieben quasi stellvertretend für ihre
jeweiligen Tarifparteien erfolgt.

Ferner dürfte fraglich sein, ob Lohnsubventionen
der richtige Anreiz sind. Lohn ist nicht notwendi-
gerweise in Geld ausgedrückte Produktivität eines 
einzelnen Arbeitnehmers. Vielmehr sind Lohn-
kosten eher auf die Leistung einer Abteilung oder
Arbeitsgruppe bezogen. Ein Arbeitnehmer, dem
wichtige fachliche, aber auch zentrale extrafunk-
tionale Qualifikationen (Verläßlichkeit, Verant-
wortung etc.) fehlen, kann erheblich stärker die
Produktivität beeinträchtigen, als dies durch Lohn-
subvention kompensiert werden kann. Dennoch

bleibt festzuhalten, daß Betriebsnähe, und sei es
bei den Schwervermittelbaren über sog. Förde-
rungsketten, die Beschäftigungschance der unte-
ren Arbeitsmarktsegmente erhöht. Dies gilt im
Prinzip sowohl für Programme zur Verringerung
eines hohen Zugangs in Arbeitslosigkeit als auch
für Maßnahmen zur Reduzierung des hohen Ver-
bleibrisikos. Warum solche Strategien der Arbeits-
marktpolitik angesichts dieser Zahlen bisher nicht
stärker verfolgt wurden, soll in den folgenden
Überlegungen beantwortet werden. Der Schlüssel
zum Verständnis dieses Problems liegt in der spezi-
fischen Institutionalisierung der Arbeitsmarktpoli-
tik und ihrer verantwortungsorganistorischen Um-
setzung in der Bundesrepublik.

2. Institutionelle und strukturelle Probleme

Die Bundesanstalt für Arbeit ist eine im wesentli-
chen durch Zwangsbeiträge finanzierte staatliche
Einrichtung zur sozialen Absicherung der Arbeit-
nehmer gegen die Folgen der Arbeitslosigkeit. Sie
ist Trägerin der passiven Arbeitsmarktpolitik
(Auszahlung des Arbeitslosengeldes und der Ar-
beitslosenhilfe; letztere direkt aus Bundesmitteln,
seit 1981 die sog. Anschlußfinanzierung wieder
vom Bund übernommen wurde), und sie führt im
wesentlichen auf der gesetzlichen Grundlage des
Arbeitsförderungsgesetzes die öffentlichen Maß-
nahmen zur aktiven Arbeitsmarktpolitik durch.
Darunter sind saisonale und konjunkturelle Maß-
nahmen (Schlechtwettergeld und Kurzarbeiter-
geld) zu verstehen, aber auch die Aktivitäten zur
beruflichen Weiterbildung und Eingliederung.
Hinzu kommen die Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men. Ihre Einnahmen erhält sie aus Zwangsbeiträ-
gen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern zur Ar-
beitslosenversicherung.

Das Prinzip einer Versicherung kann zunächst
durch das Argument in Frage gestellt werden, daß
die kollektiven Akteure - Tarifparteien und Staat -
durch ihr Verhalten systematisch Risiko erzeugen
(z. B. durch zu hohe Lohnabschlüsse oder durch
Abbau von Lohndifferenzialen oder durch „fal-
sche“ Wirtschaftspolitik), ohne einen Beitrag zu
leisten. Deshalb könnte man es als folgerichtig
ansehen, daß der Staat als Rückversicherer für die
Finanzierung der Arbeitsmarktpolitik zur Verfü-
gung steht. Dadurch werden zumindest Defizite im
Haushalt der Bundesanstalt für Arbeit ausgegli-
chen. Dies entspricht in einem gewissen Sinn dem
Verursacherprinzip, das allerdings für die Tarifpar-
teien, die auch zu den Verursachern von Risiko
gehören, nicht gilt16).
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Aufgrund der systematischen Risiken, die von
Tarifparteien und staatlicher Politik ausgehen, er-
geben sich also ernsthafte Einwände gegen die 
Versicherbarkeit von Arbeitslosigkeit. Die Ausge-
staltung als Versicherungsprinzip erfordert dar-
über hinaus eine Solidargemeinschaft innerhalb
derer die Risiken, daß bestimmte Ereignisse ein-
treten und die Betroffenen dadurch zu Leistungs-
empfängern werden, nicht auf Dauer und systema-
tisch ungleich verteilt sein dürfen. Nur so sind
individuelle Risiken (Beschäftigte helfen Nichtbe-
schäftigten) und konjunkturelle Risiken (in Zeiten
der Vollbeschäftigung soll ein Polster für die Ar-
beitslosigkeit der Depression geschaffen werden)
versicherbar.
Die Institutionalisierung auf der Basis eines Versi-
cherungsprinzips geht damit von einer Relation
zwischen Beitragsleistung und Gegenleistung im
Schadensfälle aus, die bei segmentären Arbeits-
marktstrukturen, die sich als Folge anhaltend ho-
her Arbeitslosigkeit geradezu unvermeidlich ent-
wickeln, in Frage gestellt wird. Ein Personenkreis
„profitiert“ dauerhaft überdurchschnittlich von
den Beiträgen der anderen, die je zur Hälfte vom
Arbeitgeber und vom Arbeitnehmer aufgebracht
werden. Hier entsteht möglicherweise eine Pro-
blemlage, die mit dem Fluchtverhalten der „gesun-
den“ Versicherten aus den Allgemeinen Ortskran-
kenkassen (AOK) verglichen werden kann, die
nicht länger für Gruppen mit hohem Krankheitsri-
siko hohe Beiträge entrichten wollen (Beispiele:
Austritt der freiwillig Versicherten, Gründung von
Betriebskrankenkassen). Bei der Arbeitslosenver-
sicherung ist dieser Schritt aufgrund ihres Zwangs-
charakters allerdings nicht möglich.

Es ist zu vermuten, daß dieser Umstand ganz
wesentlich zur „statistischen Diskriminierung“ - so
der Begriff von Piore - der Arbeitslosen beiträgt
und damit auch den Marktwert ihrer durch Maß-
nahmen der Bundesanstalt erworbenen Qualifika-
tionen mindert. Verstärker von solchen Einschät-
zungen sind die problematischen Sozialeigenschaf-
ten eines kleinen Teils der Arbeitslosen, die mit
den Ausdrücken Fixer, Alkis und Arbeitsscheue in
der Gesellschaft charakterisiert werden. Bei vielen
Arbeitgebern - und Arbeitnehmern - findet dann
eine Pauschalierung der viel größeren Gruppe von
Arbeitslosen statt, die sich auf die Einschätzung
des Werts der von der Bundesanstalt (meist durch
privatwirtschaftlich organisierte Bildungsträger)
durchgeführten Maßnahmen insgesamt negativ
auswirkt17). Sie gelten als Beschäftigungstherapie

17) Cramer stellt z. B. in seiner Analyse auf der Basis der
Infratest-Untersuchung fest, daß Bewerber vom Arbeitsamt
bei der Stellensuche generell ein schlechteres Image aufwei-
sen, das durch persönliches Verhalten nicht selten bestätigt
wird. Allerdings ist unbestritten, daß sich die Arbeitsämter

hier innerhalb eines problematischen Arbeitsmarktsegments
bewegen. Vgl. Ulrich Cramer, Probleme bei der Besetzung
von offenen Stellen, in: MittAB, (1990)2, S. 246-254.
18) Vgl. Bruno Molitor, Soziale Sicherung, München 1987.

für Arbeitsunwillige und Arbeitsscheue. Insofern
kann eine Bescheinigung über die Teilnahme vor
allem an betriebsfernen Weiterbildungen (z.B.
Maßnahmen nach Paragraph 41 a AFG) Beschäfti-
gungschancen auf dem Arbeitsmarkt mindern,
statt sie zu erhöhen.

Die Ausgestaltung nach dem Versicherungsprinzip
hat in der gegenwärtigen Situation ferner zur Fol-
ge, daß Leistungen mißbraucht werden. Mit ande-
ren Worten, man läßt sich zum Beispiel freiwillige
Arbeitslosigkeit von der Bundesanstalt bezahlen.
Derartiges Verhalten wird in der Literatur unter
dem Stichwort „moral hazard“ - systembedingte
individuelle Anreize zur Herbeiführung des Versi-
cherungsfalles - analysiert18).

Die spezifische Institutionalisierung der Arbeits-
marktpolitik in der Bundesrepublik führt zu einem
weiteren Problem. Es ergibt sich aus dem Um-
stand, daß passive und aktive Arbeitsmarktpolitik
aus demselben Etat finanziert werden müssen. 
Dies führt in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit zu
budgetären Verdrängungsprozessen. Abbildung 4
zeigt deutlich, daß bei steigender und andauernder
Arbeitslosigkeit die passiven Ausgaben überpro-
portional ansteigen und der Anteil aktiver Maß-
nahmen relativ sinkt.

Mit anderen Worten, durch den Finanzierungsme-
chanismus der Bundesanstalt führen die durch ho-
he Arbeitslosigkeit bedingten Beitragsausfälle und
erhöhten Leistungsverpflichtungen zu einer relati-
ven Minderung der aktiven Arbeitsmarktpolitik.
Dies gilt vor allem dann, wenn solche Maßnahmen
zur Verringerung des Risikos langfristiger Arbeits-
losigkeit verstärkt eingesetzt werden müßten. Es
ist unstrittig, daß der Leistungsumfang der Bun-
desanstalt in absoluten Zahlen in allen drei Kate-
gorien zugenommen hat. Entscheidend ist aber,
daß die durchschnittlichen Mittel pro Teilnehmer
an den Maßnahmen inflationsbereinigt von 1981
bis 1986 um ein Drittel, von ca. 3100 DM auf ca.
2000 DM pro Jahr, gesunken sind.

Daß bei langfristiger Arbeitslosigkeit das Arbeits-
losengeld durch die Arbeitslosenhilfe ersetzt wird,
führt zu einem weiteren Problem. Eine Personen-
gruppe, die das Budget nicht mehr belastet - die
Arbeitslosenhilfe wird über den Bundeszuschuß
direkt aus dem Bundeshaushalt bezahlt - dürfte
auch eine deutlich geringere Aufmerksamkeit in
bezug auf Qualifizierungsmaßnahmen erfahren.
Diese Vermutung läßt sich durch bürokratietheo-
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Abbildung 4: Struktur der Ausgaben der Bundesanstalt für Arbeit 1973-1989

■I aktive AM-politik passive AM-politik Verwaltung

Quelle: ANBA, mehrere Jahrgänge; Statistisches Bundesamt: Statistisches Jahrbuch 1990 für die Bundesrepublik
Deutschland, Wiesbaden 1990, S. 425.

retische Hypothesen untermauern19). Hier deutet
sich ein Teufelskreis an: Die in anhaltend hoher
Arbeitslosigkeit immanente Tendenz zur Struk-
turierung der Arbeitslosen in verschiedene Seg-
mente wird aufgrund fehlender Mittel zur aktiven
Arbeitsmarktpolitik wenn nicht verstärkt, so doch
nicht verhindert. Die ansteigende Zahl von
schwervermittelbaren Arbeitslosen mit erheb-
lichen Defiziten nicht nur im fachlichen Bereich
führt zu einer zunehmenden Diskriminierung der
Arbeitslosen insgesamt und wertet zusätzlich die
Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik, wie
sie der Bundesanstalt durch das AFG zur Verfü-
gung stehen, ab. ,

19) Vgl. Anthony Downs, Inside Bureaucracy, Boston 1966;
William A. Niskanen, Bureaucracy and Representative
Government, Chicago 1971.
20) Vgl. J. Kühl (Anm. 12).
21) Die Arbeitsverwaltung schätzt, daß im Durchschnitt der
letzten Jahre aufgrund der durchgeführten Maßnahmen ca.
300000 potentiell Arbeitslose pro Jahr temporär oder dauer-
haft beschäftigt wurden.

22) Vgl. Gerd Bruche/Bemd Reissert, Die Finanzierung der
Arbeitsmarktpolitik. System, Effektivität, Reformansätze,
Frankfurt/M. 1985.
23) Vgl. Wolfgang Franz, Strukturelle und friktionelle Ar-
beitslosigkeit in der Bundesrepublik Deutschland: Eine theo-
retische und empirische Analyse der Beveridge Kurve, in: 0.
Bombach u. a. (Anm. 12).

Wie Kühl bemerkt20), gelang es der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik in der Bundesrepublik trotz un-
bestrittener Erfolge21) nicht, unerwünschte Selek-
tivität abzubauen, d.h. zu verhindern, daß die
„besseren“ und wirksameren Maßnahmen zugun-
sten weniger wirksamer Angebote verdrängt wur-
den. Seit Beginn der achtziger Jahre sind zum

Beispiel die Maßnahmen nach Paragraph 41a
AFG (Erhaltung der beruflichen Qualifikation)
deutlich gestiegen, während im gleichen Zeitraum
Umschulungsmaßnahmen und die Förderungen
betrieblicher Einarbeitung zusammen um fast zehn
Prozent zurückgingen. Es handelt sich dabei teil-
weise um die Folge der Finanzierung der Bundes-
anstalt, die zu einer „Kürzungslogik“ zwingt22), bei
der zunächst die „Kann“-Maßnahmen der aktiven
Arbeitsmarktpolitik eingeschränkt werden. Je län-
ger man aber mit dem Einsatz effizienter Maßnah-
men zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit wartet,
desto teurer muß am Ende Effizienz erkauft wer-
den - wenn davon dann überhaupt noch die Rede
sein kann. Dieses Fazit kann man nach fast zehn
Jahren der „Verwaltung“ von Arbeitslosigkeit in
der Bundesrepublik ohne Übertreibung ziehen23).
Das Arbeitsförderungsgesetz wurde zwar 1969
nach der Erfahrung einer für heutige Zeiten sehr
geringen Arbeitslosenquote von knapp über zwei
Prozent verabschiedet, ist aber ein Gesetz, das
implizit Vollbeschäftigung unterstellt. Folglich
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sind die Instrumente, die direkt Arbeitsplätze und
Beschäftigung schaffen könnten, darin unterent-
wickelt oder sogar nicht vorhanden. Ferner sind -
nicht zuletzt wegen der Logik des Versicherungs-
prinzips - direkte Subventionen bzw. Finanzierun-
gen innerbetrieblicher Maßnahmen ausgeschlos-
sen. Nur personengebundene Lohnsubventionen
sind möglich. Dies trägt zu dem schon oben be-
klagten Mangel an Betriebsnähe in der beruflichen
Fort- und Weiterbildung von Arbeitslosen bei.

3. Die Arbeitsmarktentwicklung in den
neuen Bundesländern

Während sich die Arbeitsmarktlage im alten Bun-
desgebiet mit sektoralen und regionalen Unter-
schieden in den letzten Jahren eher entspannt hat,
sind derzeit in der ehemaligen DDR aufgrund des
wirtschaftlichen Anpassungs- und Umstellungs-
schocks stark ansteigende Arbeitslosenzahlen zu
beobachten. Allerdings ist die Entwicklung für das
hier in erster Linie zur Debatte stehende Arbeits-
marktsegment auch in den alten Bundesländern
nicht besonders günstig verlaufen24). Der erzielte
Beschäftigungszuwachs wurde in erster Linie aus
dem Reservoir der neu auf den Arbeitsmarkt drän-
genden Arbeitskräfte bestritten, während die
Gruppe der Langzeitarbeitslosen an dieser Ent-
wicklung eher unterproportional beteiligt war.
Aufgrund der Altersstruktur dieses Arbeitsmarkt-
segments sind in diesem Bereich Abgänge vor
allem in den Vorruhe- und Ruhestand zu ver-
muten.

24) Ein Indikator für diese Behauptung ist die weiterhin
steigende Dauer der Arbeitslosigkeit, die sich von durch-
schnittlich 15,5 Wochen im Jahre 1980 auf 31,4 Wochen im
Jahre 1989 erhöht hat; vgl. IAB (Hrsg.), Zahlen-Fibel, Nürn-
berg 1990, Tabelle 3.3, S. 60.
25) Vgl. ANBA, 12 (1990).
26) Die Befürchtung, daß die falschen Signale gesetzt werden

Die derzeitige Entwicklung in der ehemaligen
DDR kann aber durchaus den Startschuß für einen
Strukturierungsprozeß des Arbeitsmarktes abge-
ben, wie er seit 1981 im Westen der Bundesrepu-
blik stattgefunden hat. Daß der wirtschaftliche An-
passungs- und Umstrukturierungsprozeß offen-
sichtlich nicht ohne massive Arbeitsplatzverluste
und dadurch steigende Arbeitslosigkeit zu bewälti-

gen ist, impliziert die Gefahr, daß Qualifizierungs-
maßnahmen auch dort vorwiegend in einer be-
triebsfemen Weise durchgeführt werden. Inwie-
weit Beschäftigungs- und Qualifizierungsgesell-
schaften dieses Problem vermeiden können, ist
eine ebenso spannende wie offene Frage. Der ent-
scheidende Faktor dürfte sein, ob diese Gesell-
schaften auf der Basis eines Produktionsprozesses
unter Marktbedingungen operieren. Je stärker
durch die Einrichtung solcher Gesellschaften Ni-
schen geschaffen werden, desto stärker dürfte der
Segmentierungs- und Diskriminierungseffekt sein.
Darüber hinaus ist mit großer Sicherheit zu erwar-
ten, daß die Qualität und Anzahl der Maßnahmen
aus finanziellen Gründen im Laufe der Zeit zu-
rückgenommen werden müssen.
Wie neuere Daten der Bundesanstalt zeigen25),
stagniert die Zahl der Arbeitsvermittlungen in den 
neuen Bundesländern trotz drastisch steigender
Arbeitslosigkeit, während sich gleichzeitig die
Zahl der in berufliche Weiterbildung Eintretenden
verdreifacht hat. Hierbei muß einschränkend an-
gemerkt werden, daß die Statistiken bislang kaum
die Möglichkeit bieten, nach Qualität der Maßnah-
men zu differenzieren. Dennoch hat im Osten der
Bundesrepublik mit hoher Wahrscheinlichkeit eine
Entwicklung begonnen, die zu einem hohen Ni-
veau von Dauerarbeitslosigkeit für bestimmte Ar-
beitsmarktsegmente führen wird. Dies läßt sich
ohne - vermutlich falsche - Prognose über den
Zeitpunkt des Beginns eines substantiellen wirt-
schaftlichen Aufschwungs in diesem Teil Deutsch-
lands schon heute feststellen. Eine erhebliche Ver-
zögerung des Aufschwungs würde die quantitative
Dimension des Problems steigern. Das bedeutet
auch, daß der trotz konjunkturell günstiger Ent-
wicklung in der alten Bundesrepublik verbliebene
Sockel von Problemarbeitslosigkeit im Westen in
Kürze durch die Entwicklung im Osten signifikan-
ten Zuwachs erleben wird.

IV. Neuorientierungen der Arbeitsmarktpolitik

Obwohl die Wahrscheinlichkeit für Reformen auf-
grund des aktuellen Problemdrucks durch die Si-
tuation in den neuen Bundesländern gesunken ist,
sind Reformen des gegenwärtigen Systems um so
dringlicher26). Drei Ziele sollten dabei anvisiert
werden:

- erstens, die sozialpolitisch und humanitär gebo-
tene Verringerung der sozialen und psychischen
Kosten, die durch die Dauerarbeitslosigkeit
verursacht werden,

- zweitens, die Beendigung einer Vergeudung
von Finanzmitteln (Versicherungsbeiträgen),

könnten, äußert u. a. das Sondergutachten des Sachverstän-
digenrats vom 13. April 1991 mit dem Titel: „Marktwirt-
schaftlichen Kurs halten. Zur Wirtschaftspolitik für die neu-
en Bundesländer“. Aber auch die öffentlichen und politi-
schen Reaktionen auf die Vorschläge der Deregulierungs-
kommission vom April dieses Jahres fielen recht skeptisch
aus.
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die die Verwaltung statt Beschäftigung der Pro-
blemgruppen des Arbeitsmarktes bedeutet,

- und nicht zuletzt drittens, die Notwendigkeit,
den Bedarf an qualifizierten Fachkräften in Zu-
kunft decken zu können.

Vorschläge für mögliche Reformen müssen bei
dem Mangel an Betriebsnähe von Qualifizierungs-
maßnahmen ansetzen. Da vor allem bei kleinen
und mittleren Betrieben, die überproportional für
den Beschäftigungszuwachs der letzten Jahre ver-
antwortlich sind, Probleme bei den Weiterbil-
dungskapazitäten auftreten dürften, müßten über-
und zwischenbetriebliche Verbundeinrichtungen
geschaffen werden27).

27) Vgl. den Bericht einer Kommission mit dem Titel Quali-
fikationsbedarf 2000, Baden-Württemberg, Ministerium für
Wirtschaft, Mittelstand und Technologie, Stuttgart 1990.

28) Vgl. IG Chemie-Papier-Keramik, Betriebsvereinbarun-
gen zur Weiterbildung, Hannover 1990.

Institutionen mit einer Trägerschaft, die die Ver-
zahnung von Staat (Bundesanstalt) und Wirtschaft
auf der Basis überbetrieblicher Organisationsfor-
men garantieren, könnten dazu der sinnvollste
Weg sein. Paritätisch besetzte Gremien müßten
dabei für die Sicherung der Qualität und Wirksam-
keit der Maßnahmen zuständig sein.

Zunächst ist allerdings nicht anzunehmen, daß bei
dem Versuch der Etablierung solcher überbetrieb-
licher, aber betriebsnaher Einrichtungen sich die
unternehmerischen Vorstellungen über Qualifizie-
rung von Arbeitskräften ohne weiteres mit den
arbeitsmarktpolitischen Strategien der jeweiligen
Bundes- bzw. Länderregierung und der Bundesan-
stalt für Arbeit bzw. der Landesarbeitsämter dek-
ken werden. Deswegen ist die Anreizstruktur für
alle Beteiligten von zentraler Bedeutung. Firmen
sind an einer möglichst reibungslosen Funktions-
weise ihrer Arbeitsorganisationen zur Erzielung
hoher Produktivität interessiert. Die staatliche Ar-
beitsverwaltung orientiert sich an der Vermittlung
von Personen in Beschäftigungsverhältnisse. Da-
bei versucht sie, durch ihre Fortbildungsaktivitäten
die Qualität des Angebots zu verbessern. Sie ist
aber selbst nicht an der Entwicklung der Nachfrage
beteiligt. Dies wird nicht zuletzt durch die Art der
Institutionalisierung der Arbeitsmarktpolitik in
der Bundesrepublik verhindert. Staatliche Maß-
nahmen der Nachfrageförderung müßten mit
öffentlichen Mitteln zur Qualifizierung von Ar-
beitskräften kombiniert werden. Dazu muß eine
integrierte Kostenrechnung unter Einbezug der
Be- und Entlastungswirkungen unterschiedlicher
Akteure (z. B. von Gebietskörperschaften wie Ge-
meinden, die Sozialhilfe bezahlen, oder von
Sozialversicherungsträgem) auf dem Gebiet der
Arbeitsmarktpolitik zur Steigerung der Effizienz

und der Möglichkeit der Leistungskontrolle erar-
beitet werden.

Ein existierendes Modell der Arbeitsteilung zwi-
sehen Staat und Privatwirtschaft stellt das duale
System der Ausbildung von Lehrlingen in aner-
kannten Lehrberufen dar, das doch weitgehend als
funktionierende Aufgabenteilung anerkannt wird.
Es führt in der Regel zu einer auf dem Arbeits-
markt verwertbaren Qualifikation und eröffnet die
Chance, über die „Entry Jobs“ in interne Arbeits-
märkte eindringen zu können. Um so erstaunlicher
ist, daß dieses erfolgreiche Institutionalisierungs-
modell zum Erwerb beruflicher Qualifikation weit-
gehend auf den Bereich der Erstausbildung be-
schränkt geblieben ist. Die Arbeitsteilung zwi-
schen Staat und Privatwirtschaft im Bereich der
Fort- und Weiterbildung orientiert sich leider nicht
an den unterschiedlichen Bildungsinhalten und
Ausbildungszielen wie im dualen System der Lehr-
lingsausbildung, sondern reproduziert die segmen-
tären Arbeitsmarktstrukturen, indem Staat und
Wirtschaft die Angehörigen „ihres“ Segmentes be-
treuen: in dem einen Fall die relativ gut qualifizier-
ten Kernbelegschaften, im anderen Fall die
„Stammkunden“ der Langzeitarbeitslosen und An-
gehörigen der Randbelegschaften sowie die margi-
nal Beschäftigten. Ausnahmeerscheinungen von
dieser Regel sind in der Zwischenzeit aufgrund der
zunehmenden Verknappung des Angebots an qua-
lifizierten Fachkräften zu beobachten.

Neben den überbetrieblichen Modellen der Trä-
gerschaft von beruflicher Weiterbildung durch
Wirtschaft und Staat bieten sich auch sozialpart-
nerschaftliche Lösungen an. So wurden z. B. in der
chemischen Industrie eine Reihe von Betriebsver-
einbarungen abgeschlossen28). Der Rahmentarif-
vertrag der Metallindustrie in Baden-Württemberg
versucht, diesen Bereich sogar auf der tarifvertrag-
lichen Ebene zu regeln. Überlegungen in dieser
Richtung gibt es auch in anderen Branchen. Solche
Modelle sind vor allem geeignet, bei der Verhinde-
rung von drohender Arbeitslosigkeit aufgrund
mangelnder Qualifikation einen Beitrag zu leisten.

Bei der Schaffung von Anreizen muß sowohl auf
die Bereitstellung öffentlicher Mittel - die im übri-
gen aus systematischen Gründen (Versicherungs-
prinzip) nicht beitragsfinanziert über die Arbeits-
losenversicherung, sondern direkt aus staatlichen
Haushalten zur Verfügung gestellt werden soll-
ten - als auch auf die zunehmende Nachfrage nach
qualifizierten Arbeitskräften gesetzt werden. Wirt-
schaftswachstum und ein Rückgang im Arbeitsan-
gebot bei den Jugendlichen versprechen dabei Be-
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wegung. Es ist aber zu vermuten, daß auch das
differenzierteste und abgestufteste System einer
integrierten beruflichen Fort- und Weiterbildung
angesichts der Ausgangslage nicht zu Vollbeschäf-
tigung führen wird. Ein harter Kem wird auf jeden
Fall übrigbleiben. Er dürfte auch mit den besten
Instrumenten einer aktiven Arbeitsmarktpolitik
nicht in die Arbeitswelt zu integrieren sein.

Ein mögliches Mißverständnis soll jedoch aus-
drücklich vermieden werden: Dies ist kein Plä-
doyer für die Einschränkung der Kompetenz der
Bundesanstalt und der gegliederten Arbeitsverwal-
tung. Im Gegenteil, es geht um die Stärkung ihrer
Handlungsmöglichkeiten. Eine bessere Strategie
wäre es deshalb, die beitragsfinanzierten Mittel
nur bei saisonalen, konjunkturellen bzw. friktio-
nellen Fällen von Arbeitslosigkeit einzusetzen.
Hingegen sollte durch öffentliche Mittel und durch
Änderung der gesetzlichen Grundlagen mehr
Spielraum für eine moderne und flexible Arbeits-
marktpolitik vor allem auf dem Gebiet der berufli-
chen Qualifizierung und der Integration der Pro-
blemgruppen geschaffen werden. Es sind unter
anderem Engpässe in der Personalausstattung
(z.B. 500 Arbeitslose pro Vermittler) und die er-
wähnten institutioneilen Beschränkungen, die die
Bundesanstalt an der Umsetzung innovativer Mo-
delle im Bereich der beruflichen Qualifizierung
hindern. Ansätze erfolgreicher Arbeitsmarktpoli-
tik zeigen sich z. B. im lokalen Bereich29).

Ein verstärkter Wandel der Arbeitsverwaltung in
Richtung modernes staatliches Dienstleistungsun-

29) Vgl. Sybille Stöbe, Lokale Arbeitsmarktpolitik: Vom
Zweiten Arbeitsmarkt zur betrieblichen Personalentwick-
lung, in: Institut Arbeit und Technik, Strukturwandel in
Nordrhein-Westfalen, Gelsenkirchen 1989/90; dies., Der Ar-
beitsmarkt im Raum Gelsenkirchen. Materialen für eine
handlungsorientierte Arbeitsmarktforschung, Institut Arbeit
und Technik, Wissenschaftszentrum Nordrhein-Westfalen,
Discussion-Paper/Z-Ol., Gelsenkirchen 1991.

temehmen zur Lösung der Probleme wäre aller-
dings allein nicht ausreichend. Politischer Wille zur
Schaffung der Rahmenbedingungen, innerhalb de-
rer öffentliche und private Aktivitäten zusammen-
fließen und verzahnt werden könnten, müßte vor-
handen sein. Modellversuche gibt es schon eine
ganze Reihe. Ein Beispiel ist das hessische Bil-
dungswerk der Wirtschaft. Ihre Erfolgsbilanzen
müßten studiert und umgesetzt werden.

Eine Qualifizierungsstrategie zur Lösung der Ar-
beitsmarktprobleme der Zukunft ist politisch ver-
nünftiger als weitgehende Lohn- und Beschäfti-
gungsflexibilisierungen, die häufig mit einem be-
trächtlichen Wohlfahrtsverlust für die unteren Ar-
beitsmarktsegmente einhergehen. Das Argument,
daß sich dabei nur alle auf Zehenspitzen stellen
und deshalb keiner eine bessere Sicht erhält, ist
falsch. In diesem Segment herrscht eine Diskre-
panz zwischen vorhandener und nachgefragter
Qualifikation. In der Vergangenheit sind Arbeits-
plätze weggefallen, weil die Beschäftigung von we-
nig qualifizierten, aber relativ teuren Arbeitskräf-
ten nicht mehr rentabel war. Sie würden aber nur
dann wieder geschaffen werden, wenn die Lohn-
differentiale in Zukunft dramatisch vergrößert
würden - eine Strategie, die erheblichen sozialen 
Zündstoff birgt.

Die derzeit zu beobachtende steigende Nachfrage
nach Fachkräften läßt eher den Schluß zu, daß viel
mehr Menschen - auch zu den geltenden Lohnsät-
zen - beschäftigt werden könnten, wenn sie eine
entsprechende Qualifikation aufweisen würden.
Wenn das Resultat einer solchen Strategie die
Anhebung des Qualifikationsniveaus und die dar-
aus resultierende Beschäftigungsmöglichkeit eines
signifikanten Teils der heute Arbeitslosen wäre,
dann hätte dies auch positive Auswirkungen für
die langfristige internationale Wettbewerbsfähig-
keit der Bundesrepublik - trotz des häufig beklag-
ten hohen Lohnniveaus.
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Werner Lachmann

Möglichkeiten und Grenzen ursachenadäquater
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit

Gegenwärtig befinden sich die alten Bundesländer
im neunten Jahr eines leichten Aufschwungs, der
durch die Wiedervereinigung im letzten Jahr an
Zugkraft gewonnen hat, aber am Arbeitsmarkt
vorbeizugehen scheint. Im April 1991 waren in
Westdeutschland ,65 Mio. Personen (6, Prozent
der abhängig Beschäftigten) und in Ostdeutsch

21

-
land 837 000 Menschen (9, Prozent) arbeitslos bei
über zwei Mio.

5

Kurzarbeitern. Allerdings hat die
Zahl der Erwerbstätigen in den alten Bundeslän-
dern in den beiden letzten Jahren um etwas mehr
als eine Mio. zugenommen1).

1) Vgl. Deutsche Bundesbank (Hrsg.), Monatsberichte der
Deutschen Bundesbank, 43 (1991) 5.
2) Statistisch unberücksichtigt bleiben diejenigen, die es auf-
gegeben haben, sich um einen Arbeitsplatz zu bemühen und
jene, die einen Arbeitsplatz angenommen haben, der ihrer
Qualifikation nicht entspricht.
3) Die Zahl der Beschäftigten, die 1950 noch bei 20,4 Mio.
lag, wobei 14 Mio. als abhängig Beschäftigte zählten,
schwankt mit dem Konjunkturverlauf. 1973 stieg die Zahl der
Erwerbstätigen auf 27,16 Mio. (23,2 Mio. abhängig Beschäf-
tigte), um bis 1976 unter 26 Mio. zu sinken. 1990 hatte die
Bundesrepublik einen Beschäftigungsrekord von 28,4 Mio.
Erwerbstätigen (25,4 Mio. abhängig Beschäftigte).
4) Vgl. Gerhard Kleinhenz, Der Verlust des Arbeitsplatzes:
Wirkung auf das Leben und die sozioökonomische Stellung
des Arbeitslosen, in: Harald Scherf (Hrsg.), Beschäftigungs-
probleme hochentwickelter Volkswirtschaften, Berlin 1989,
S. 519-531.

Die Zahl der Arbeitslosen2) stieg von 1970 bis 1985
fast kontinuierlich an. Die magische Grenze der
ersten Mio. Arbeitslosen wurde 1975 erreicht.
1982 wurde die Zwei-Mio.-Marke durchbrochen,
ein Jahr später sogar die 2,5-Mio.-Grenze. Seit
1989 beobachtet man in Westdeutschland eine
Verringerung der Arbeitslosigkeit, bei gleichzeiti-
gem Anstieg der Beschäftigtenzahl3).

In unserer Kultur gibt die Arbeit auch Lebenssinn.
Längere Arbeitslosigkeit kann als eine Verletzung
der Menschenwürde verstanden werden4). Be-

denkt man, daß bei hoher Arbeitslosigkeit mit
einem Anstieg der Kriminalität zu rechnen ist, und
berücksichtigt man, daß durch Arbeitslosigkeit die
Volkswirtschaft potentielles Einkommen und die
Arbeitslosen außerdem ihre Kenntnisse und Fer-
tigkeiten durch Nichtausübung ihres Berufes ver-
lieren (Verlust an Humankapital), dann ist es ver-
ständlich, daß die Bekämpfung der Arbeitslosig-
keit zu einer sozialethischen und wirtschaftspoliti-
schen Aufgabe ersten Ranges geworden ist.

Die hohe Arbeitslosigkeit wird lauthals beklagt -
zugleich wird vieles getan, was die Lage auf dem
Arbeitsmarkt verschlimmert. Es hilft in einer
Marktwirtschaft nicht, mit Demonstrationszügen
gegen die Arbeitslosigkeit zu marschieren. Zur
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit genügt es nicht,
zur Solidarität aufzurufen oder den Abschluß eines
Sozialpaktes zu fordern. Arbeitslosigkeit muß ur-
sachenadäquat bekämpft werden5). Nur nach um-
fassender Diagnose ist die Formulierung einer er-
folgreichen Therapie möglich. Bei den Ursachen-
erklärungen kann nicht monokausal vorgegangen
werden6). Verschiedene Gründe haben nämlich
zur Arbeitslosigkeit geführt.

I. Der Arbeitsmarkt

Zum Verständnis der Entstehung der Arbeitslosig-
keit soll zuerst die Funktionsweise des Arbeits-
marktes vereinfacht dargestellt werden. Die Abbil-
dung zeigt das Angebot an Arbeit (Suche nach

Arbeitsplätzen) und die Nachfrage nach Arbeit
(Suche nach Arbeitskräften), in Abhängigkeit von
der Lohnhöhe. Bei niedrigerem Lohnsatz wollen
die Firmen mehr Arbeitnehmer einstellen - sie
werden auf Rationalisierungsinvestitionen verzich-
ten - und Arbeitnehmer weniger arbeiten. Bei
steigendem Lohnsatz steigt das Arbeitsangebot,
und die Arbeitsnachfrage sinkt7). Der Schnitt-

5) Es wird zwischen Fluktuationsarbeitslosigkeit (Suchar-
beitslosigkeit), saisonaler, struktureller und konjunktureller
Arbeitslosigkeit unterschieden. Nur die beiden letzten bedin-
gen einen Handlungsbedarf.
6) Vgl. die Erklärungsansätze in Stephen Nickell, Unem-
ployment: A Survey, in: Economic Journal, 100 (1990) 401,
S. 391-439; s.a. die Hinweise in Werner Lachmann, Einige
populäre Vorstellungen zur Überwindung der Arbeitslosig-
keit: Ökonomische Aspekte zu ihrer Bewertung, in: ders.
u.a., Die Krise der Arbeitsgesellschaft. Chancen und Gren-
zen christlicher Verantwortung, Wuppertal 1984.
7) In diesem einfachen Modell werden Angebotsanomalitä-
ten nicht berücksichtigt.
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Abbildung: Gleichgewichtslohnsatz

Gleichge-
wichtslohn-
satz

punkt beider Linien bestimmt den Gleichgewichts-
lohnsatz und die Höhe der Vollbeschäftigung. Die
Löhne werden aber in Tarifverhandlungen ausge-
handelt. Besteht eine Allgemeinverbindlichkeits-
erklärung, gelten sie als Mindestlöhne, die alle
Arbeitgeber im Tarifgebiet binden. Die ausgehan-
delten Löhne liegen meist über dem sog. Gleichge-
wichtslohnsatz, der zu einem Ausgleich von Ar-
beitsangebot und Arbeitsnachfrage führt: Nach
Schätzungen liegen die so vereinbarten Löhne ca.
20 Prozent oberhalb des Gleichgewichtslohnsatzes,
zu Lasten der vom Arbeitsmarkt Ausgesperrten8).
Bei dem im Schaubild eingetragenen Lohnsatz lr
(Reallohn) haben wir eine Nachfrage nach Ar-
beitskräften in Höhe von OXn und ein Angebot
von OXa. Das Angebot an Arbeit übertrifft die

8) Hohe Löhne erhöhen zwar die allgemeine Kaufkraft und
damit die Nachfrage nach Arbeit; allerdings wirkt der
Kostenaspekt dem entgegen. Vgl. Helmut Schuster/Chri-
stoph Weiß, Lohnhöhe und Beschäftigung, Kaufkraft- und 
Kostenargument, in: Zeitschrift für Wirtschafts- und Sozial-
wissenschaften, 111 (1991) 1, S. 1-26.
9) Der hohe Lohnsatz führt sowohl zu einer Abnahme der
angebotenen Arbeitsplätze als auch zu einer Zunahme der
nachgefragten Arbeitsplätze. Bei einem niedrigeren Lohn-
satz ergäbe sich ein geringeres Vollbeschäftigungsniveau als
bei einem höheren Lohnsatz.

10) Bei der Ablauf- oder Prozeßpolitik greift der Staat in den
wirtschaftlichen Prozeß ein. bei ordnungspolitischen Maß-
nahmen wird der wirtschaftliche Rahmen beeinflußt, der zu
einer Verbesserung des marktwirtschaftlichen Geschehens
führen sollte.

Nachfrage. Die Differenz bestimmt die Zahl der
Arbeitslosen (Xa-Xn)9).
Zur Reduzierung der Arbeitslosigkeit stehen vier
Arten von Maßnahmen zur Verfügung. Zuerst bie-
ten sich solche an, die die Nachfrage nach Arbeits-
kräften erhöhen. In der Zeichnung würde dies zu
einer Rechtsverschiebung der NN-Kurve führen.
Es ist leicht zu ersehen, daß dann die Zahl der
Arbeitslosen sinkt. Einen gleichen Effekt erhält
man durch Maßnahmen, die dazu führen, daß die
AA-Kurve sich nach links verschiebt. Als dritte
Möglichkeit soll die Flexibilisierung des Lohnnive-
aus behandelt werden, was ebenfalls die Zahl der
Arbeitslosen reduziert. Als letzte Möglichkeit wird
die Forderung nach einem „Recht auf Arbeit“
diskutiert.

II. Maßnahmen zur Steigerung der Arbeitsnachfrage

In der Wirtschaftspolitik wird zwischen ordnungs-
politischen und prozeßpolitischen Maßnahmen un-
terschieden, wobei im beschäftigungspolitischen

Alltag die prozeßpolitischen dominieren10). Da die
Nachfrage nach Arbeit sowohl von der Nachfrage
nach Gütern und Dienstleistungen abhängt als
auch von den Produktionskosten, müssen diese
beiden Aspekte berücksichtigt werden. Letztend-
lieh ist auch zu überprüfen, wie eine weitere Links-
verlagerung der Nachfragekurve aufgehalten wer-
den kann und wie eine kompensierende Rechtsver-
schiebung möglich ist.
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1. Staatliche Beschäftigungsprogramme
Den Tarifparteien ist es gelungen, die Verantwor-
tung für die Lohnfindung (und damit eines wichti-
gen Arguments zur Beeinflussung der Beschäfti-
gungshöhe) zu behalten und die Folgen möglicher
falscher Lohnfindung zur wirtschaftspolitischen
Aufgabe der jeweiligen Regierungen zu machen.

Die Politik hat diese Herausforderung angenom-
men. Insbesondere im Rahmen keynesianisch
orientierter Wirtschaftspolitik wurde dem Staat die
Konjunktur- oder Stabilisierungspolitik auferlegt.
Durch das Gesetz zur Förderung der Stabilität und
des Wachstums der Wirtschaft (StWG) vom 8. Juni
1967 wurden der Regierung Möglichkeiten einge-
räumt, die gesamtwirtschaftliche Nachfrage nach
Gütern und Dienstleistungen zu beeinflussen.
Nach Paragraph 10 StWG sind von der Bundesre-
gierung Investitionsprogramme aufzustellen, die
jährlich der wirtschaftlichen Entwicklung anzupas-
sen und fortzuschreiben sind. Im Falle einer Re-
zession können geplante Ausgaben beschleunigt,
Einkommen- und Körperschaftsteuer um bis zu
zehn Prozent herabgesetzt, erhöhte Abschreibun-
gen zugelassen oder Investitionsbeihilfen gezahlt
werden, um damit private Nachfrage zu stimu-
lieren.
Entscheidungen über staatliche Ausgaben und
Einnahmen, die zur Stabilisierung der Konjunktur
eingesetzt werden, bezeichnet man als Fiskalpoli-
tik. Ihre Wirkungsweise beruht auf den Gedanken-
gängen der keynesianischen Theorie, derzufolge
zusätzliche Staatsausgaben oder vom Staat indirekt
verursachte Mehrnachfrage Auswirkungen auf den
Arbeitsmarkt haben. Der Staat kann nach dieser
Theorie durch fiskalpolitische Maßnahmen (Be-
schäftigungsprogramme) das Beschäftigungsni-
veau beeinflussen11). In Phasen der Hochkonjunk-
tur sollte der Staat die Nachfrage dämpfen, in
Rezessionszeiten die Nachfrage stimulieren.

11) Vgl. Werner Lachmann, Fiskalpolitik, Heidelberg u.a.
1987; ders., Volkswirtschaftslehre, Bd. 1: Grundlagen, Ber-
lin u.a. 1990, insbesondere Kapitel9, 11 und 12.
12) Davon waren 542,2 Mrd. DM Bundesschuld. Die Länder
waren mit 328,5 Mrd. DM und die Gemeinden mit 124,9
Mrd. DM verschuldet. 19,8 Mrd. DM betrug die Verschul-
dung des Fonds „Deutsche Einheit“ und 27,6 die des Kredit-
abwicklungsfonds. Vgl. Deutsche Bundesbank (Anm. 1).

13) Die Zinsausgaben lagen 1988 mit 60,4 Mrd. DM über den
Sachinvestitionen. 1989 hatten alle Gebietskörperschaften
61 Mrd. DM Zinsen zu leisten. 1988 betrugen die Zinsausga-
ben 12,4 Prozent der Steuereinnahmen der Gebietskörper-
schaften.

Diese antizyklische Fiskalpolitik wurde jedoch nie
so durchgeführt, wie sie im Konzept vorgesehen
war, z. B. wurden die Staatsausgaben während der
Aufschwungphasen nicht reduziert. Dadurch kam
es zur stetigen Belastung des staatlichen Budgets
und zu einer extrem hohen Staatsverschuldung, die
1975 beispielsweise um 36,9 Prozent von
187,3 Mrd. DM auf 256,4 Mrd. DM anstieg, und
die Ende 1990 1052,5 Mrd. DM betrug12).

Wie sind solche Beschäftigungsprogramme zu be-
werten? Kurzfristig helfen sie, eine aufgrund einer
konjunkturell bedingten Nachfragelücke entstan-
dene Unterbeschäftigung zu beseitigen. Die Ge-
fahr besteht in den Langzeitwirkungen dieser Poli-
tik. In der keynesianischen Theorie, die Grundlage
dieser staatlichen Eingriffe war, wurde jedoch der
Finanzierungsaspekt völlig vernachlässigt. Hohe
Kreditaufnahmen, wie sie für Beschäftigungspro-
gramme in Rezessionszeiten nötig sind, machen
den Staat aber langfristig manövrierunfähig: Der
Anteil der Zinsen am Staatshaushalt nimmt konti-
nuierlich zu und verengt dadurch den Handlungs-
spielraum13).

. Investitionszulagen sind eine weitere Maßnahme
zur Förderung der Arbeitsnachfrage. Durch solche
Zuschüsse kommt es oft zu einer zeitlichen Verla-
gerung der geplanten Investitionen. Firmen wer-
den nicht deshalb Investitionen tätigen, weil sie
einen Zuschuß von 7,5 Prozent auf die Investi-
tionskosten erhalten. Sie werden geplante Ausga-
ben vorziehen, wenn die dabei entstehenden
Kosten geringer sind als der staatliche Zuschuß.
Dadurch ergibt sich für das Folgejahr eine Auf-
tragslücke, die wiederum mit Investitionshilfen
überbrückt werden muß, die wiederum für Folge-
jahre Investitionslücken verursachen.

Die Arbeitsmarktwirkungen solcher Programme
werden oft überschätzt, weil bei der Bewertung
der Beschäftigungsprogramme keine Alternativko-
stenrechnung durchgeführt wird. Werden zwei
Mrd. DM ausgegeben und kostet ein Arbeitsplatz
im Jahr 100000 DM, dann sind durch diese Ausga-
ben 20000 Arbeitsplätze für ein Jahr zu finanzie-
ren. Nur wird vernachlässigt, daß die zwei Mrd.
DM entweder der Bevölkerung über höhere Steu-
ern auferlegt werden müssen oder der Kapital-
markt in dieser Höhe beansprucht werden muß
(oder eine Mischung beider Finanzierungsarten).
Die beschäftigungspolitischen Wirkungen einer
Reduzierung des Privateinkommens der Bevölke-
rung um zwei Mrd. DM Steuern oder die Auswir-
kungen auf eine Verknappung der Kredite in die-
ser Höhe werden nicht berücksichtigt. Es könnte
sein, daß die längerfristigen Folgen der Finanzie-
rung der Staatsausgaben mittelfristig negativ auf
den Arbeitsmarkt durchschlagen. Die Verdrän-
gung privater Investitionsausgaben durch die staat-
liche Kreditaufnahme führt zu einem weniger pro-
duktiven Kapitalbestand, was langfristig ebenfalls
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zu Lasten von Beschäftigungsmöglichkeiten
geht14).

14) Man spricht in diesem Zusammenhang von einer klassi-
schen Arbeitslosigkeit, wenn in der Wirtschaft nicht genü-
gend Kapital zur Einstellung und Ausstattung von Arbeits-
plätzen vorhanden ist. Liegt die Arbeitslosigkeit in der feh-
lenden gesamtwirtschaftlichen Nachfrage begründet, spricht
man von einer keynesianischen Arbeitslosigkeit.
15) Vgl. Harald Scherf, Enttäuschte Hoffnungen -vergebene
Chancen. Die Wirtschaftspolitik der Sozial-Liberalen Koali-
tion 1969-1982, Göttingen 1986.
16) Anfang des Jahres 1991 geriet die Bundesregierung unter
internationalen Beschuß, weil die Zentralbank zur Stabilisie-
rung des Preisniveaus die Leitzinsen erhöhte. Generell woll-
ten die führenden Industrienationen ein Sinken des Zinsni-
veaus, um die Rezessionserscheinungen in Frankreich, Groß-
britannien und den USA zu bekämpfen.

17) In den sechziger Jahren wurde ein Zielkonflikt zwischen
dem Ziel der Preisniveaustabilität und dem hohen Beschäfti-
gungsstand vermutet (Phillipps-Kurve). Dadurch wurde den 
Politikern suggeriert, daß sie beliebige Kombinationen dieser 
beiden Ziele wählen könnten. Ein Prozent mehr Inflation
würde einen bestimmten Prozentsatz höherer Beschäftigung
erlauben. Die Existenz solcher Phillips-Kurven läßt sich nicht
nachweisen.
18) Im Kapitel IV folgt eine ausführlichere Erörterung der
Aufgaben der Tarifparteien.

Die Erfahrungen während der sozialliberalen Koa-
lition belegen die mittelfristige Wirkungslosigkeit 
und die langfristige Schädlichkeit erhöhter staatli-
cher Aktivitäten15). Als die sozialliberale Koalition
im Spätherbst 1969 die Regierung übernahm, wa-
ren die Wirtschaftsdaten fast ideal: Die reale
Wachstumsrate des Bruttosozialprodukts (BSP)
betrug 7,5 Prozent. Die Bundesrepublik hatte nur
200000 Arbeitslose (Arbeitslosenquote: 0,8 Pro-
zent). Die Leistungsbilanz wies einen hohen Über-
schuß aus, die durchschnittliche Preissteigerungs-
rate lag bei zwei Prozent und die öffentlichen
Haushalte wiesen einen Überschuß von 2,5 Mrd.
DM mit einer Bruttoinvestitionsquote von
26,1 Prozent aus. Als die sozialliberale Koalition
im Herbst 1982 abgelöst wurde, waren die Wirt-
schaftsdaten erheblich negativer: Das Bruttoso-
zialprodukt sank um ein Prozent, die Zahl der
Arbeitslosen näherte sich der Zwei-Millionen-
Grenze (8 Prozent Arbeitslosenquote), die Investi-
tionsquote betrug nur noch 20 Prozent, das Finan-
zierungssaldo der öffentlichen Haushalte lag bei
einem Defizit von 70 Mrd. DM und der Staatsver-
brauch am BSP war von 15,5 auf 20 Prozent gestie-
gen, ebenso lag die Preissteigerungsrate bei
5,3 Prozent. Diese Zahlen sollten vor einem hohen
Vertrauen auf staatliche Beschäftigungsprogram-
me warnen. Die damalige Politik ist für den auch
noch heute hohen Stand der Arbeitslosigkeit mit-
verantwortlich.

2. Möglichkeiten geldpolitischer Maßnahmen zur
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit

Des öfteren werden von der Deutschen Bundes-
bank antizyklische geldpolitische Maßnahmen er-
wartet. So wird in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit
eine Zinssenkung gefordert16). Die Aufgabe der
Notenbank ist jedoch vornehmlich die Bewahrung
der Geldwertstabilität. Nur wenn sie gesichert ist,

soll die Bundesbank die wirtschaftspolitischen Zie-
le der Bundesregierung im Sinne des magischen
Vierecks (hohes Beschäftigungsniveau, Preisni-
veaustabilität, außenwirtschaftliches Gleichge-
wicht, stetiges Wachstum) unterstützen. Es hat
sich aber herausgestellt, daß eine Vernachlässi-
gung des Ziels der Preisniveaustabilität lang- und
mittelfristig zu Lasten der Beschäftigungshöhe
geht17). Vor einem Mißbrauch der Geldpolitik für
beschäftigungspolitische Zwecke und eine antizy-
klische Globalsteuerung muß gewarnt werden.

Die modernen Geldverfassungen sind dadurch
charakterisiert, daß der Geldmenge kein reales
Äquivalent mehr gegenüber steht, wie z.Z. des
Warengeldes und der Golddeckung, die die Kre-
ditschöpfung über eine Notenausgabe limitierte.
Seit der Abkehr von der Golddeckung ist die Ge-
fahr hausgemachter geldpolitischer Inflationen
sehr hoch. Regierungen haben sich des öfteren bei 
der Finanzierung ihrer Ausgaben der Notenpresse
bedient. Als Ersatz für die Golddeckung kann die
bewußte Verstetigung des Geldmengenangebots
angesehen werden. Monetaristen schlagen vor, die
Geldmenge um einen festgelegten Prozentsatz (in
Abhängigkeit vom Produktionspotential der Wirt-
schaft) zu erhöhen, wobei stärkere Zins- und
Wechselkursschwankungen in Kauf zu nehmen
sind. Aus ordnungspolitischen Erwägungen sollte 
mit Hilfe der Geldpolitik keine Nachfragesteue-
rung betrieben werden, da die Sekundäreffekte
einer hohen Inflation, sobald sie politisch nicht
mehr tragbar sind, zu erheblich höheren Beschäfti-
gungseinbußen führen, wie Länder mit hohen In-
flationsraten zu ihrem Leidwesen erfahren
mußten.

3. Kostensenkende Maßnahmen

Werden die Lohn- oder Lohnnebenkosten für die
Unternehmen gesenkt, verschiebt sich die Nach-
fragekurve in bezug auf Arbeit nach rechts und
führt damit zu einem Mehr an Beschäftigung. Sol-
che Kostensenkungen können durch Tarifparteien
vereinbart werden, indem man auf bestimmte So-
zialmaßnahmen und Zulagen verzichtet18). Aber
auch der Staat kann direkte Lohnzuschüsse leisten,
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wie das beispielsweise bei Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen (ABM) geschieht19).

19) ABM: Arbeitgeber (meist öffentliche Arbeitgeber oder
gemeinnützige Verbände) erhalten vom Arbeitsamt bei Ein-
stellung von schwer vermittelbaren Arbeitslosen für einen
bestimmten Zeitraum (in der Regel ein Jahr) hohe Lohnzu-
schüsse, die 60 bis 100 Prozent der Lohnkosten betragen
können. Außerdem sind teilweise zinsverbilligte Darlehen an
ABM gekoppelt.

20) Vgl. Carl Zimmerer, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung
vom 3. Juni 1991, S. 15.

Viele sozialpolitische Maßnahmen wurden in der
Vergangenheit nur verteilungsorientiert und nicht
beschäftigungswirksam gestaltet. Durch eine zu
hoch angesiedelte soziale Abfederung verliert die
Gesellschaft an Mobilität. Aus den Arbeitslosen-
statistiken läßt sich ersehen, daß ungelernte Arbei-
ter, Frauen, ältere Arbeitnehmer und Behinderte
Problemgruppen darstellen. Sollen solche Pro-
blemgruppen mit sozialpolitischen Maßnahmen
gefördert werden und gehen diese Maßnahmen zu
Lasten der Unternehmen, die diese Kosten zu
tragen haben, wird es zu Ausweichreaktionen sei-
tens der Unternehmen kommen, so daß das sozial-
politische Ziel nicht erreicht wird. Die Unterneh-
men müssen aus wettbewerblichen Gründen versu-
chen, ihre Kosten niedrig zu halten. Sozialpoliti-
sche Maßnahmen zugunsten bestimmter Gruppen
verteuern ihre Einstellung, sie diskriminieren also
diese Arbeitnehmer und verschlechtern damit ihre
Beschäftigungschancen. Die Sozialpolitik sollte
marktgerechter durchgeführt werden. Die Sozial-
kosten sind über den Staat oder über Umlagen zu
decken. Nur sich lohnende Arbeitsplätze bleiben
langfristig erhalten. Der Staat kann über kurzfristi-
ge Lohnzuzahlungen langfristig kaum unrentable
Arbeitsplätze sichern.

Aus sozialpolitischen Gründen kann es allerdings
sinnvoll erscheinen, wenn der Staat bei benachtei-
ligten Arbeitnehmern einen Lohnzuschuß zahlt.
Dies wäre ein Ersatz für sonstige Sozialleistungen
(Sozialhilfe), die ein Arbeitnehmer mit geringem
Einkommen beantragen müßte. Eine sozialpoliti-
sche Maßnahme, die eine nicht selbst verschulde-
te, niedrige Produktivität ausgleicht, läßt sich ord-
nungspolitisch vertreten und kann die Nachfrage
nach Arbeitskräften aus diesen Problemgruppen
erhöhen.

4. Folgen des technischen Fortschritts

Der technische Fortschritt führt im allgemeinen
dazu, daß,eine bestimmte Gütermenge mit weni-
gen Arbeitskräften erwirtschaftet werden kann.
Mithin kommt es zu einer Linksverschiebung (in
Richtung des Ursprungs) der Nachfragekurve, zu
einem Rückgang der Arbeitsnachfrage. Dies gilt
insbesondere für bestimmte Branchen, die durch 
neue Erfindungen nicht mehr wettbewerbsfähig

sind, oder für ganze Berufszweige, die wegen des
technischen Fortschritts zum Aussterben verurteilt
sind. Vor 50 Jahren gab es in Deutschland noch
viele Schmiede, Wagner, Sattler und Polsterer.
Der technische Fortschritt vernichtet Arbeitsplätze
(job-killer-These). Soll er deshalb gehemmt
werden20)?

Der technische Fortschritt hat uns in den letzten
100 Jahren einen hohen Wohlstandszuwachs er-
möglicht. Würde heute noch die Technologie des
Jahres 1890 verwendet, wären wir bei gleicher
Versorgungslage deutlich überbeschäftigt. Wegen
des hohen technischen Fortschritts können sich
alle Bürger mehr Güter leisten und gleichzeitig
erheblich weniger arbeiten. Der technische Fort-
schritt vernichtet Arbeit in einer Branche (er soll
sogar arbeitssparend wirken) und schafft dafür
besser bezahlte Arbeitsplätze in anderen Branchen
(job-„Knüller“-These). Die Folge des technischen
Fortschritts ist daher ein ständiger Strukturwandel,
der nicht behindert werden sollte.

Drastisch läßt sich dies an den Beschäftigungsmög-
lichkeiten der Landwirtschaft sehen. Vor 1000
Jahren waren die meisten Menschen damit be-
schäftigt, die Nahrungsgrundversorgung der Be-
völkerung sicherzustellen. Im 18. Jahrhundert wa-
ren in Deutschland 80 Prozent der Erwerbstätigen
in der Landwirtschaft tätig, 1960 ganze 14 und
mittlerweile ca. 4 Prozent. Die seit einiger Zeit
beobachtete Freisetzung von Arbeitskräften in der
Industrie (sekundärer Bereich) ermöglicht der Ge-
sellschaft den Ausbau von Dienstleistungen (ter-
tiärer Bereich).

Der technische Fortschritt kann über Preissenkun-
gen (Taschenrechner, EDV-Bereich) an die Ver-
braucher oder über Lohnerhöhungen (Automobil-
produktion, chemische Industrie) an die Arbeit-
nehmer weitergegeben werden. Produktivitätsstei-
gerungen erhöhen die Güterproduktion, die, in
Geld bewertet, als Einkommen Nachfrage für an-
dere Sektoren schafft und dort Arbeitsplätze si-
chert.

Die oft vorgetragene Behauptung, Rationalisie-
rungsinvestitionen vernichteten Arbeitsplätze,
stellt nur die halbe Wahrheit dar. Jede Rationali-
sierung vernichtet Arbeitsplätze, schützt aber, we-
gen der höheren Produktivität, die dann noch vor-
handenen und erzeugt langfristig neue Wirtschafts-
zweige. Maschinensteuem und Rationalisierungs-
abgaben, die den technischen Fortschritt bremsen
sollen, wären in der Lage, kurzfristig die Verschie-
bung der Nachfragekurve nach links zu stoppen.
Wegen der damit einhergehenden Verschlechte-
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rung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit
würde dies allerdings mittelfristig das Arbeitslo-
senproblem verschärfen.

5. Wirkungen des Protektionismus

Die Konkurrenz des Auslandes, die bei einem
Zurückbleiben des technischen Fortschritts und
der Wettbewerbsfähigkeit der heimischen Wirt-
schaft über Zahlungsbilanzdefizite und Nachfrage-
ausfall auch den Arbeitsmarkt beeinflußt, hat zu
Forderungen nach protektionistischen Maßnah-
men geführt. Wie schon seit einigen Jahren Japan,
sind heute auch Schwellenländer wie Taiwan, Ko-
rea, Brasilien, Israel, Singapur und Hongkong in
der Lage, Konsumgüter preiswert herzustellen und
drängen auf den Binnenmarkt. Gleichzeitig sind
sie Konkurrenten auf anderen Märkten, sowohl in
den Industrie- als auch in den Entwicklungslän-
dern, wodurch möglicherweise Exporte gefährdet
sind. Die japanische Exportoffensive wird in die-
sem Zusammenhang oft angeführt, die auf einigen
Märkten der Industriestaaten zu einem steilen An-
stieg des Marktanteils der Japaner führte. Dadurch
wurde binnenländische Nachfrage abgeschöpft, so
daß inländische Produzenten Arbeitnehmer entlas-
sen mußten21). Deshalb wird gefordert, ausländi-
sches Angebot vom Inland femzuhalten, um damit
eigene Arbeitskräfte zu schützen. Die EG versucht
mit Hilfe von protektionistischen Maßnahmen,
Arbeitsplätze bestimmter Branchen zu erhalten.

21) Die Zahlungsunfähigkeit der Entwicklungsländer führte
ebenfalls zu einem Rückgang der Exportnachfrage nach Gü-
tern und Dienstleistungen der Industrieländer.

22) Man denke nur an die hohen Subventionen im Agrarbe-
reich, der Kohle- und Stahlindustrie usw., die über Steuern
von den Bürgern finanziert werden müssen.
23) Vgl. Institut der Deutschen Wirtschaft (Hrsg.), Zahlen
zur wirtschaftlichen Entwicklung der Bundesrepublik
Deutschland, Köln 1990.

Die internationalen Zusammenhänge des Wirt-
schaftskreislaufs dürfen jedoch nicht mißachtet
werden. Ermöglicht es die Bundesrepublik ande-
ren Ländern nicht, ihre Produkte in Deutschland
zu verkaufen, haben sie keine Zahlungsmittel in
der Hand, um deutsche Güter nachzufragen. Die 
Produktion sollte dort durchgeführt werden, wo
sie am kostengünstigsten ist, was die Wohlfahrt der
Verbraucher erhöht. Soweit Exporte nicht durch
unfaire Handelspraktiken (Dumping und Subven-
tionen der Exportländer) erreicht werden, muß
dem Ausland die Möglichkeit gegeben werden,
Produkte im Inland zu verkaufen. Dies senkt das
Preisniveau, stärkt die Kaufkraft der einheimi-
schen Bevölkerung, stellt Güter zu günstigeren
Preisen zur Verfügung und zwingt die heimische
Industrie zu rechtzeitigen Anpassungen. Der Pro-
tektionismus mag bestimmte Arbeitsplätze im In-
land erhalten, führt aber zum Verlust von Arbeits-
plätzen im Ausland. Die Sekundärwirkungen wer-

den dann zu einem Verlust von Arbeitsplätzen in
anderen Branchen in den Industrieländern führen.
Von daher sind protektionistische Maßnahmen nur
kurzfristig von Vorteil. Sie schädigen die Welt-
wohlfahrt und wiegen die einheimische Industrie in
Sicherheit, obgleich ihre internationale Wettbe-
werbsfähigkeit nicht mehr gewährleistet ist.

Staaten, die bestimmten Branchen protektionisti-
sche Maßnahmen zukommen ließen, mußten er-
kennen, daß diese Branchen stärker im Wettbe-
werb abfielen und höhere staatliche Subventionen
forderten, so daß zu einem späteren Zeitpunkt die
unausweichliche wirtschaftspolitische Anpassung
nur zu höheren Kosten realisiert werden konnte22). 
Von daher ist vor der Anwendung protektionisti-
scher Maßnahmen für beschäftigungspolitische
Ziele zu warnen.

6. Ausweitung des öffentlichen Dienstes

1970 waren 3,6 Mio. Personen im öffentlichen
Dienst beschäftigt. 1988 waren es 4,6 Mio. Der
Anteil des öffentlichen Dienstes an der Gesamt-
zahl der Arbeitnehmer stieg damit von 16,4 auf
19,1 Prozent23).

Die Ausweitung des öffentlichen Dienstes hat di-
rekten Einfluß auf den Arbeitsmarkt. Die Nach-
fragekurve verschiebt sich nach rechts außen. Die
indirekten Wirkungen können aber negativer Art
sein. Die Arbeitsplätze des öffentlichen Dienstes
müssen über Steuereinnahmen finanziert werden.
Es ist fraglich, ob hier noch ein großer Spielraum
vorhanden ist. Die Produktivität im öffentlichen
Dienst wird im allgemeinen geringer eingeschätzt
als diejenige in der Privatwirtschaft. Eine Auswei-
tung des öffentlichen Dienstes könnte zu einem
niedrigeren Produktionswachstum führen. Schwe-
den hat eine solche Beschäftigungspolitik betrie-
ben, mit dem Ergebnis, daß jeder dritte Arbeit-
nehmer in Schweden von öffentlichen Arbeitge-
bern bezahlt wird. Aus grundsätzlichen ordnungs-
politischen Erwägungen ist eine künstliche Ver-
mehrung des öffentlichen Dienstes nicht generell
zu befürworten, sondern nur dort, wo öffentliche
Aufgaben noch verstärkt wahrgenommen werden
müssen. Die Beschäftigung im öffentlichen Dienst
eignet sich nicht für beschäftigungspolitische
Zwecke.
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III. Angebotsverknappung

Nach Maßnahmen, die zu einer Rechtsaußenver-
schiebung der Arbeitsnachfragekurve führen, sind
nun solche zu betrachten, die zu einer Linksver-
schiebung der Angebotskurve von Arbeit führen.
Stehen weniger Arbeitskräfte auf dem Markt zur
Verfügung, wird naturgemäß dadurch die Arbeits-
losenzahl gesenkt. Zu solchen Maßnahmen kann
die Reduzierung der Lebensarbeitszeit gehören,
wie beispielsweise der Vorruhestand oder die Ein-
führung der 35-Stunden-Woche, aber auch der Ab-
bau von Überstunden und solche einer verstärkten
regionalen und beruflichen Mobilität auf den Ar-
beitsmärkten.

1. Vorruhestandsregelung

Das Angebot an Arbeitskräften sinkt, wenn Aus-
bildungszeiten verlängert und Pensionsgrenzen ge-
senkt werden. Durch die Vorruhestandsregelung
sollte älteren Arbeitnehmern die Chance gegeben
werden, aus dem Arbeitsprozeß auszuscheiden,
ohne hohe Lohneinbußen in Kauf zu nehmen.
Dadurch sollten jüngere Arbeitskräfte eine Be-
schäftigung finden. Die Bundesanstalt für Arbeit
hat einen hohen Teil der zu leistenden Zahlungen
an die Vorruheständler übernommen. Wie ist die-
se Regelung ordnungspoltitisch zu bewerten?

Generell ist eine Flexibilisierung des Aussteigens
aus dem Arbeitsprozeß zu befürworten. Wer Frei-
zeit will, müßte aber auch auf den Lohn verzich-
ten. Aus ethischen und arbeitsmarktpolitischen
Gründen sollten kranke und leistungsschwache
Personen aus dem Arbeitsprozeß ausscheiden kön-
nen24). Oft scheiden aber sehr rüstige Vorruhe-
ständler aus, die dann für den nichtoffiziellen
Markt zur Verfügung stehen. Hochqualifizierte
Arbeitnehmer mit einem hohen Erfahrungsstand
scheiden aus, eingestellt werden möglicherweise
Arbeitnehmer mit geringeren Erfahrungen25).

24) Dies war auch schon zu Zeiten der Vollbeschäftigung
möglich.
25) Es ist natürlich auch möglich, daß solche Arbeitnehmer
ausscheiden, die den Anschluß an die technische Entwick-
lung verpaßt haben und dafür Arbeitnehmer in den Berufs-
prozeß eingegliedert werden, die erheblich produktiver sind.
26) Vgl. Winfried Schmäht u. a. (Hrsg.), Verkürzung oder
Verlängerung der Erwerbsphase? Zur Gestaltung des Über-
gangs vom Erwerbsleben in den Ruhestand in der Bundesre-
publik Deutschland, Tübingen 1988.

27) Vgl. Ihstitut der Deutschen Wirtschaft (Anm. 23),
Tab. 15.
28) Nachdem die Bundesregierung die gesetzliche Möglich-
keit geschaffen hat, Arbeitnehmer zeitlich befristet einzustel-
len, ist es Firmen möglich geworden, für mittelfristige Stoß-
zeiten Arbeitskräfte einzustellen, deren Entlassung bei
einem eventuellen Rückgang der Beschäftigung keine kost-
spieligen Sozialpläne erfordert. Diese Lockerung im Arbeits-
recht erlaubt eine stärkere Flexibilisierung der Beschäfti-
gungshöhe.

Der arbeitsmarktpolitische Effekt ist als gering
eingestuft worden26). Aber auf die schon erwähnte
Altemativkostenrechnung ist hinzuweisen. Es muß
gefragt werden, wie die Mittel, die zur Finanzie-
rung des Vorruhestandes aufgewendet werden
mußten, alternativ verwendet worden wären. Hät-

te die steuerzahlende Bevölkerung die Mittel be-
halten bzw. selbst ausgegeben, dann wäre die ge-
samtwirtschaftliche Nachfrage gestiegen, Arbeits-
plätze hätten in anderen Bereichen gesichert wer-
den können. Die Reduzierung der allgemeinen
Kaufkraft durch die Aufwendungen für den Vorru-
hestand hat also möglicherweise Arbeitsplätze ge-
fährdet.

2. Wirkungen des Abbaues von Überstunden

Nach einer Schätzung des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für
Arbeit leistete 1989 jeder Arbeitnehmer im Durch-
schnitt 68,6 Überstunden. Bei 27,62 Mio. Erwerbs-
tätigen errechnen sich ca. 1,894 Mrd. Überstunden
pro Jahr. Ihr Abbau würde bei einer durchschnitt-
lichen Jahresarbeitszeit von 1607 Stunden theore-
tisch ca. 1,18 Mio. zusätzliche Arbeitsplätze er-
geben27).

Sollten in bestimmten Berufen längerfristig Über-
stunden anfallen, gleichzeitig aber in denselben
Berufen qualifizierte Arbeitslose zur Verfügung
stehen, dann wäre ein Abbau dieser Überstunden
arbeitsmarktpolitisch geboten. Hohe Überstunden
ergeben sich jedoch oft aus kurzfristigen innerbe-
trieblichen Engpässen. Um einen Auftrag fristge-
recht durchführen zu können, sind Firmen ge-
zwungen, ihre Arbeitnehmer um Überstunden zu
bitten, die jene wegen der Einkommenswirkungen
meist gerne übernehmen. Da der Beginn eines
neuen Beschäftigungsverhältnisses meist eine per-
manente Einstellung dieses Beschäftigten bedeu-
tet, wird eine Firma, die nur kurzfristig einen
höheren Bedarf an Arbeitskräften vermutet, keine
neuen Arbeitskräfte einstellen28).

Neben diesem betriebswirtschaftlichen Aspekt ist
auf die unterschiedliche Struktur von Arbeitslosen
und geleisteten Überstunden hinzuweisen. Eine
Reduzierung der Überstunden im Kfz-Gewerbe
schafft keine Arbeitsplätze für arbeitslose Lehrer.
Überstunden vernichten auch nicht immer Ar-
beitsplätze, da der Arbeitnehmer die durch Über-
stunden erwirtschafteten Einkommen im Normal-
fall ausgibt und dadurch andere Arbeitsplätze si-
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chert. Ein generelles Verbot von Überstunden
würde negative Auswirkungen auf die gesamtwirt-
schaftliche Nachfrage haben, die Flexibilität der
Unternehmen reduzieren und damit Arbeitsplätze
vernichten. Ein Überstundenverbot wird Engpässe
durch die interindustrielle Verflechtung auf andere
Branchen ausdehnen. Ein Verbot von Überstun-
den kann also zu einer Verschärfung des Arbeitslo-
senproblems führen29).

29) Vgl. Werner Lachmann, Sind Überstunden wirklich un-
sozial?, in: Orientierungen zur Wirtschafts- und Gesell-
schaftspolitik der Ludwig-Erhard-Stiftung, 26 (1985),
S. 37-39.
30) Vgl. Dirk Meyer, Ein Recht auf Arbeit durch Einführung
der 35-Stunden-Woche?, in: Zeitschrift für Wirtschafts- und
Sozialwissenschaften, 107 (1987) 4; W. Lachmann (Anm. 6),
S. 30-42.
31) Institut der Deutschen Wirtschaft (Anm. 23), Tab. 15.

32) In diesem Zusammenhang wäre zu fragen, ob nicht wie-
der verstärkt Schichtarbeit eingeführt werden sollte, wo-
durch das eingesetzte Kapital länger genutzt würde. Dadurch
wäre es möglich, die vorhandenen Maschinen nicht nur acht 
Stunden am Tag zu nutzen, sondern zwölf Stunden oder
mehr. Diese Produktivitätssteigerungen könnten einen par-
tiellen Lohnausgleich ermöglichen, ohne die internationale
Wettbewerbsfähigkeit zu gefährden.

3. Möglichkeiten der Wochenarbeitszeit-
verkürzung

Die hohe Arbeitslosigkeit hat die Politiker und
Gewerkschaften beunruhigt. Gefordert wird eine
Wochenarbeitszeitverkürzung (35-Stunden-Wo-
che), um damit das Angebot an Arbeit zu verknap-
pen. Aus der Abbildung wird deutlich, daß es
damit zu einer Reduzierung der Arbeitslosenzahl
kommt.' Wie sind diese Forderungen zu be-
werten30)?
Zu Beginn des 19. Jahrhunderts mußten täglich
noch 14-15 Stunden gearbeitet werden, was einer
96-Stunden-Woche entsprach. Seit Mitte des
19. Jahrhunderts hat die Arbeitszeit rapide abge-
nommen. 1856 wurde in der deutschen Druckindu-
strie der 10-Stunden-Tag und die 70-Stunden-Wo-
che vereinbart. 1866 forderte der Genfer Kongreß
der internationalen Arbeiterassoziation den
8-Stunden-Tag, den die Zeiss-Werke in Jena im
Jahre 1900 einführten. 1938 wurde die Arbeitszei-
tordnung erlassen, die den 8-Stunden-Tag für alle
gesetzlich festlegte. Maximal durfte bis zu 10 Stun-
den am Tag gearbeitet werden. 1956 vereinbarten
die IG Metall und der Arbeitgeberverband Ge-
samtmetall die Verkürzung der Wochenarbeitszeit
auf 45 Stunden. 1965 begann die Druckindustrie
die 40-Stunden-Woche. Von 1960 bis 1981 ist die
Arbeitszeit in der Bundesrepublik um durch-
schnittlichjährlich ein Prozent gesunken. Während
die durchschnittliche tarifliche Wochenarbeitszeit
1960 noch 45 Stunden betrug, lag sie 1989 bei 38,9
Stunden. Die effektive Wochenarbeitszeit lag bei
30,9 Stunden31).

Es gibt keine wissenschaftlich überzeugenden
Gründe, die Wochenarbeitszeit auf eine bestimmte
Stundenzahl festzulegen. Eine weitere Reduzie-
rung der wöchentlichen Arbeitszeit ist zu erwar-

ten. Was ist die Ursache dieser stetigen Reduzie-
rung der Wochenarbeitszeit?
Arbeitnehmer fragen auch Freizeit - ein Luxus-
gut - nach. Je wohlhabender jemand wird, desto
mehr Freizeit möchte er haben. Eine Erhöhung
der Freizeit bedeutet eine Abnahme der wöchent-
lichen angebotenen Arbeitszeit. Bei steigendem
Wohlstand ist daher eine Abnahme der Wochenar-
beitszeit zu erwarten. Ein Mensch benötigt Zeit,
um die Güter, die er durch seine hohe Produktivi-
tät erwirtschaftet, auch zu konsumieren. Die Wo-
chenarbeitszeit wird weiter sinken. Läßt sich die
Verkürzung der Wochenarbeitszeit auch beschäfti-
gungspolitisch einsetzen?

Eine Arbeitsverkürzung mit vollem oder teilwei-
sem Lohnausgleich bedeutet eine Erhöhung des
Stundenlohnsatzes und kann somit zu einer Ab-
nahme der Nachfrage nach Arbeit führen. Ein
weiteres Kostenargument folgt aus der betriebs-
wirtschaftlichen Sicht. Eine Reduzierung der wö-
chentlichen Arbeitszeit kann bei hohem Kapitalbe-
stand zu einem Anstieg der Produktionskosten
führen, die Wettbewerbsfähigkeit senken und so
im Endeffekt Arbeitsplätze gefährden32).

Ein weiteres Problem liegt in der technischen Ab-
wicklung der Verkürzung der wöchentlichen Ar-
beitszeit. Nur wenn eine größere Anzahl Men-
schen gleiche Aufgaben in einem Betrieb überneh-
men, ließe sich eine Arbeitszeitverkürzung in eine
höhere Beschäftigung verwandeln. Wenn sieben
Personen also die gleiche Arbeit ausführen, führt
eine Reduzierung der Arbeitszeit von 40 auf 35
Stunden dazu, daß eine achte Person eingestellt
wird.

Stimmt die Struktur der Arbeitslosen nicht mit der
allgemeinen Beschäftigungsstruktur überein, erge-
ben sich weitere Probleme. Werden Facharbeiter
gesucht und stehen angelernte Arbeiter zur Verfü-
gung, hilft eine Arbeitszeitverkürzung kaum. Sind
Verkäuferinnen arbeitslos und werden Zahnarzt-
helferinnen gesucht, hilft keine 35-Stunden-Wo-
che. Die 35-Stunden-Woche kann auch von daher
kein beschäftigungspolitisches Mittel sein.

Die Forderung nach Wochenarbeitszeitverkürzung
kann durch den Wunsch nach Freizeit bedingt sein.
Eine freiwillige Reduzierung der Arbeitszeit müß-
te deshalb ermöglicht werden. Angestrebt werden
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sollte eine stärkere Flexibilisierung der individuel-
len Arbeitszeit. In jüngeren Jahren haben Arbeit-
nehmer oft den Wunsch, zusätzliches Einkommen
zu erwirtschaften, um größere Anschaffungen fi-
nanzieren zu können. Sind die wesentlichen An-
schaffungen getätigt, mag der Freizeitaspekt in den
Vordergrund treten. Deshalb sollte man es den

jüngeren Arbeitnehmern ermöglichen, mehr als
Stunden zu arbeiten, älteren Arbeitnehmern

sollte man entgegenkommen und Verträge mit ge
35

-
ringeren Wochenarbeitsstunden anbieten. Eine
stärkere Flexibilität in der Arbeitszeit unter Be-
rücksichtigung persönlicher Verhältnisse würde
auch zu einem Abbau von Überstunden führen33).

33) In der Diskussion sind noch weitere Formen der Arbeits-
zeitverkürzung wie Ansparen von Urlaub über mehrere Jah-
re und neue Wochenarbeitszeitmodelle.
34) Vgl. Hermann Albeck, Arbeitslose sozial sichern - aber
wie?, in: Zeitschrift für Wirtschaftspolitik, 32 (1983) 2,
S.151-174.

35) Vgl. Artur Woll, Deregulating the Labour Market: The
West German Case, in: ORDO, 39 (1988), S. 183-193; Bru-
no Molitor, Arbeitsrecht und wirtschaftliche Entwicklung,
in: Zeitschrift für Wirtschaftspolitik, 35 (1986) 1, S. 5-24.
36) Vgl. Walter Eucken, Grundsätze der Wirtschaftspolitik,
Tübingen 1959; Dieter Cassel, Wirtschaftspolitik als Ord-
nungspolitik, in: ders./Bernd-Thomas Ramb/H.-Jörg Thie-
me (Hrsg.), Ordnungspolitik, München 1988, S. 313-333.
37) Vgl. die Beispiele bei Ekkehard Wenger, Der Einfluß
von „Schutzrechten“ für Arbeitnehmer auf die Allokation
nichtsystematischer Risiken, in: Wolfram Fischer (Hrsg ),
Währungsreform und Soziale Marktwirtschaft, Erfahrungen
und Perspektiven nach 40 Jahren, Berlin 1989, S. 461 ff.

IV. Maßnahmen zur Verbesserung des Arbeitsmarktes

1. Erhöhung der beruflichen und
regionalen Mobilität

Die hohe sozialpolitische Absicherung hat die re-
gionale Mobilität der Arbeitskräfte reduziert. Wer
möchte wegen eines Arbeitsplatzwechsels sein
Haus verkaufen und umziehen? Wer möchte sich
umschulen lassen, wenn ein hoher Anteil des bis-
herigen Nettolohns über Arbeitslosengeld gedeckt
wird? Mobilitätsbeihilfen und Umschulungsbeihil-
fen wären Maßnahmen, den Arbeitsmarkt in be-
stimmten Regionen und Branchen zu entlasten.
Werden Arbeitskräfte in München gesucht und
stehen sie in Dresden zur Verfügung, würde ein
Umzug von Dresden nach München den Arbeits-
markt in Dresden (soweit es die Arbeitslosen be-
trifft) und München (soweit es die Arbeitgeber
betrifft) entlasten.

Mobilitätsbeihilfen, Informationshilfen, alle Maß-
nahmen zur Erhöhung der Flexibilität sind ord-
nungspolitisch verantwortbar, sie würden für
schwache Märkte zu einer Linksverschiebung der
Angebotskurve führen und in angespannten Märk-
ten zu deren Rechtsverschiebung. Die Zahl der
Gesamtbeschäftigten würde erhöht und die Anzahl
der Arbeitslosen abgebaut.

2. Einbindung der Tarifpartner in die
beschäftigungspolitische Verantwortung

Die Inflexibilität von Lohnniveau und -Struktur ist
eine Ursache für die hohe Arbeitslosigkeit. Die
Lohnpolitik ist in der Regel nicht auf Beschäfti-
gungswirksamkeit ausgerichtet. Eine die Nachfra-
ge nach Arbeitskräften fördernde Lohnpolitik ist
geboten34). Die Tarifautonomie bewirkt Löhne,
die oberhalb des Gleichgewichtslohnsatzes ange-
siedelt sind. Jede Flexibilisierung der Lohnhöhe
und -Struktur (Lohndifferenzierung) vermag zu

einer Reduzierung der Arbeitslosigkeit und zu
einer Erhöhung der Beschäftigung beizutragen.

Das Arbeitsmarktkartell stellt ein ordnungspoliti-
sches Problem dar. Normalerweise werden in einer
marktwirtschaftlichen Ordnung Kartelle mit Arg-
wohn betrachtet. Dies müßte auch für den Arbeits-
markt gelten. Auf dem Arbeitsmarkt handelt es
sich kaum um einen funktionierenden Markt im
wettbewerbspolitischen Sinn, sondern um ein beid-
seitiges (bilaterales) Monopol. Für einen bestimm-
ten Industriezweig werden in einer bestimmten
Region von Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver-
bänden (Gewerkschaften) die Tarife ausgehandelt,
die faktisch für dieses Tarifgebiet gelten. Die Ta-
rifparteien haben jedoch nicht alle Konsequenzen
einer falschen Lohnpolitik zu tragen.
Auf dem Arbeitsmarkt liegt von daher ein ord-
nungspolitischer Mangel vor35). Nach den Prinzi-
pien der Sozialen Marktwirtschaft sollte der, der
Gestaltungsmacht hat, auch die Verantwortung für
sein Handeln tragen36). Die Folgen dieser fehlen-
den Einbindung sollen an einem vielleicht etwas
untypischen Beispiel erläutert werden37).

In einer süddeutschen Kleinstadt war es der öffent-
liche Hand nach Schließung einer Produktionsstät-
te eines großen Konzerns 1985 gelungen, einen
mittelständischen Unternehmer zur Weiterführung
der Produktion zu gewinnen, der dafür 65 Arbeit-
nehmer einstellte. Er weigerte sich aber, die Tarife
der IG-Metall anzuerkennen. Die örtliche Ge-
werkschaftsleitung rief zum Streik auf; 40 Prozent
der Belegschaft wollten die Produktion aufrechter-
halten. Dies erwies sich als schwierig, da das Un-
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ternehmen plötzlich von 1300 Gewerkschaftlern
aus Süddeutschland „bestreikt“ wurde. Fünf Tage
danach riet der Ministerpräsident in einem persön-
lichen Gespräch dem Unternehmer, die IG-Me-
tall-Tarife anzuerkennen. Zwei französische Fahr-
zeughersteller verzichteten wegen der streikbe-
dingten Lieferausfälle auf eine Verlängerung der
Abnahmeverträge. Ein halbes Jahr nach der Inter-
vention mußte das Unternehmen Konkurs anmel-
den. Der Organisator des Streiks rief nach öffenli-
cher Hilfe, ein SPD-Landtagsabgeordneter forder-
te von der Regierung Maßnahmen zur Erhaltung
der Arbeitsplätze. Der Beschluß der Banken, kei-
ne Kredite mehr zur Verfügung zu stellen, wurde
von der Gewerkschaftsleitung als unverantwortlich
verurteilt. Dieses Beispiel zeigt die fehlende ord-
nungspolitische Einbindung der Tarifpartner.
Wie kann das ordnungspolitischen Defizit der feh-
lenden Einbindung der Tarifautonomie in die be-
schäftigungspolitische Verantwortung überwunden
werden? Eine radikale Lösung könnte darin beste-
hen, den Tarifparteien für ihr Tarifgebiet die Ar-
beitslosenversicherung zu übertragen38).

38) Die Attraktivität der Gewerkschaften könnte durch die
Übernahme der Verantwortung für die Arbeitslosenversiche-
rung steigen. Die Tarifparteien müssen insgesamt in die
wirtschaftspolitische Verantwortung gezogen werden. Oft
verzichten die Arbeitgeber auf harte Tarifauseinandersetzun-
gen, weil sie hoffen, daß der Staat Maßnahmen zur Erhö-
hung der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage ergreift, so daß
über Preiserhöhungen die gestiegenen Lohnkosten kompen-
siert werden können.
3)9 Verwiesen sei auch auf den Vorschlag, „Lizenzen“ für
Lohnerhöhungen zu vermarkten. Vgl. Roland Vaubel, Eine
marktwirtschaftliche Lösung des Beschäftigungsproblems,
in: Zeitschrift für Wirtschaftspolitik, 31 (1982) 2, S. 111-122.

Wenn die Tarifparteien für die Zahlungen an Ar-
beitslose aus einem bestimmten Tarifgebiet verant-
wortlich wären, müßten sie zwischen höheren Löh-
nen und damit steigenden Ausgaben für die Ar-
beitslosenversicherung sowie niedrigen Löhnen bei
niedrigen Arbeitslosengeldzahlungen abwägen. Es
würde sich für Unternehmer und Gewerkschaften
nicht mehr lohnen, bei hoher Arbeitslosigkeit
hohe Lohnforderungen durchzusetzen, da die Vor-
teile durch einen Anstieg der Leistungen der Ar-
beitslosenversicherung konterkariert würden. Ein
solcher Vorschlag wäre ordnungspolitisch richtig,
weil die Tarifparteien mit den Folgen ihres Han-
delns konfrontiert würden.
Weniger radikal wäre der Vorschlag, Ab- oder
Zuschläge für bestimmte Branchen und Tarifge-
biete zur Arbeitslosenversicherung in Abhängig-
keit von der Arbeitslosenquote zu erheben. Auch
dadurch würden die Tarifparteien an den Folgen
ihrer Tarifpolitik beteiligt39).
Zusammenfassend läßt sich fordern, daß die Lohn-
politik verstärkt beschäftigungs- statt verteilungs-

orientiert sein sollte. Da die Gewerkschaften dazu
übergingen, eine Nivellierung der Löhne anzustre-
ben, verlor der Lohn seine allokative Signalfunk-
tion, d. h. er signalisierte den Arbeitnehmern nicht
mehr, welche Arbeitsplätze sich für die Gesell-
schaft langfristig noch lohnen. Heute findet sich
ein Gleichschritt der Lohnerhöhungen in fast allen
Sektoren, so daß auch strukturelle Probleme der
Arbeitsmärkte kaum durch sektorale Wanderun-
gen gelöst werden können. Gerade den sozial
schwachen Gruppen wird durch diese Tarifpolitik
geschadet. Arbeitnehmer mit geringer Produktivi-
tät können nun keine Beschäftigung mehr finden,
da ihr Tariflohnsatz ihrer Produktivität nicht ent-
spricht.

In einer marktlichen Ordnung gibt es nur zwei
Möglichkeiten, auf Ungleichgewichte zu reagie-
ren: eine Anpassung der Preise oder eine Rationie-
rung des knappen Gutes. Das Verbot der Unter-
bietung der Tariflöhne (bei Erklärung der Allge-
meinverbindlichkeit) nimmt dem Arbeitslosen die
Möglichkeit, über niedrigere Lohnforderungen mit
den Beschäftigten zu konkurrieren. So bleibt ihm
nur die Aussperrung vom Arbeitsmarkt. Es ist aus
ethischen Gründen zu hinterfragen, ob es nicht
unter bestimmten Voraussetzungen möglich sein
sollte, daß Arbeitslose unter Tarif eingestellt wer-
den können, zumindest für einen bestimmten Zeit-
raum. Bei längerer Arbeitslosigkeit sinkt nämlich
ihre Produktivität durch Verlust ihrer beruflichen
Erfahrungen.

Divergierende Lohnentwicklungen einzelner
Branchen signalisieren Arbeitnehmern die zukünf-
tigen Beschäftigungschancen. Bleibt eine Branche
in ihrer Entwicklung zurück und steigen die Lohn-
sätze unterdurchschnittlich, werden flexible Ar-
beitnehmer in solche Branchen und Betriebe ab-
wandern, die höhere Einkommen und bessere Zu-
kunftsaussichten versprechen. Bis zu Beginn der
siebziger Jahre wurden Strukturprobleme durch
diesen Anpassungsprozeß überwunden. Seit den
starken arbeitsmarktpolitischen Eingriffen in den
siebziger Jahren hat die strukturelle Flexibilität in
der Bundesrepublik jedoch nachgelassen.

Als Fazit läßt sich festhalten, daß eine stärkere
Differenzierung der Löhne im Rahmen der Tarif-
politik arbeitsmarktpolitisch geboten ist. Die All-
gemeinverbindlichkeit der Tarifverträge sollte
Ausnahmeklauseln ermöglichen, um Arbeitslosen
zu helfen. Wenn es über den politischen Prozeß
von konzertierten Aktionen nicht möglich ist, ge-
samtwirtschaftlich verträgliche Tarife abzuschlie-
ßen, muß versucht werden, durch Änderungen im
Bereich der Arbeitslosenversicherung die Tarif-
partner in die Folgen ihrer Politik einzubinden.
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V. Forderung nach einem Recht auf Arbeit

Mit dem Ende der Vollbeschäftigungsära in den
siebziger Jahren wurde das „Recht auf Arbeit“ zu
einem allgemeinpolitischen, wissenschaftlichen
und sozial-ethischen Diskussionsthema. Insbeson-
dere auf theologischer Seite gab es breite Zustim-
mung zu dieser Forderung40). Das Recht auf Ar-
beit kann als ein wichtiges soziales Grundrecht
bezeichnet werden, das im Grundgesetz der Bun-
desrepublik Deutschland nicht verankert ist, sich
aber in verschiedenen Länderverfassungen fin-
det41). Das Recht auf Arbeit kann beinhalten, daß
jeder Bürger ungehinderten Zugang zu den Ar-
beitsmärkten und -Verträgen hat, die ihm aller-
dings freie Wahlmöglichkeiten lassen und den
Staat nicht verpflichten, Arbeitsplatzdefizite mit
Zwang auszugleichen. Eine zweite Interpretation
wäre ein „subjektives Recht äuf Arbeit“. Hier-
durch bekäme ein Wirtschaftssubjekt die Klage-
möglichkeit auf einen Arbeitsplatz, der ihm vom
Staat zugewiesen werden muß.

40) Vgl. Günter Brakeimann, Das Recht auf Arbeit: Eine
Thesenreihe, in: Jürgen Moltmann (Hrsg.), Recht auf Arbeit
- Sinn der Arbeit, München 1979, S. 9-39; s. a. Rolf Kramer,
Arbeit: Theologische, wirtschaftliche und soziale Aspekte,
Göttingen 1982, S.62ff.
41) Hessen, Nordrhein-Westfalen, Bayern, Rheinland-Pfalz,
Saarland, Bremen und Berlin (West).

42) Vgl. das Sondergutachten des Sachverständigenrates zur
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung,
Marktwirtschaftlichen Kurs halten. Zur Wirtschaftspolitik in
den neuen Bundesländern, vom 19. April 1991.
43) Auch in neuen Bundesländern haben die Tarifparteien
ihr Möglichstes dazu beigetragen, das Ziel der Erreichung
der Vollbeschäftigung verfehlen zu lassen. Vereinbart wurde
ein Kündigungsschutz, gleichzeitig wurden hohe Lohnerhö-
hungen durchgesetzt. Dies muß dazu führen, daß Betriebe
von westlichen Interessenten nicht gekauft werden. Eine
stärkere Berücksichtigung der gesamtwirtschaftlichen Mög-
lichkeiten wird auch hier dazu beitragen, die hohe Arbeitslo-
sigkeit abzubauen.

Die dritte Möglichkeit wäre ein „objektives Recht
auf Arbeit“, das die Organe der Wirtschaftspolitik
verpflichtet, beschäftigungspolitisch tätig zu wer-
den und sich um einen hohen Beschäftigungsstand
zu bemühen. Die Folge wäre, daß ein hohes Be-
schäftigungsniveau das dominierende Ziel der
Wirtschaftspolitik würde. Das Ziel der Arbeits-
marktpolitik wäre dann das Erreichen der Vollbe-
schäftigung, was mit arbeitsmarktrelevanten Maß-
nahmen anzustreben wäre.

Ein subjektives Recht auf Arbeit ist nur durchsetz-
bar, wenn der Staat die alleinige Verfügungsgewalt
über alle Arbeitsplätze hat. Damit müßte der Staat
aber die Herrschaft über die gesamte Wirtschaft 
ausüben. Eine solche Verankerung des subjektiven
Rechts auf Arbeit im Grundgesetz stünde im Wi-
derspruch zu anderen Grundrechten, wie beispiels-
weise dem Recht auf Freiheit der Berufswahl
(Art. 12 GG) oder dem Recht auf freie Entfaltung
der Persönlichkeit (Art. 2 GG). Der Staat müßte
dann für jeden eine spezielle Berufsausübung fest-
legen. Ein subjektives Recht auf Arbeit würde eine
Einschränkung von anderen Freiheiten mit sich
bringen. Auch die private Verfügungsgewalt über
Eigentum wäre gefährdet. Ökonomisch gesehen
läge in einem subjektiven Recht auf Arbeit die
Gefahr, daß der Leistungswille in einer Gesell-

schäft nachläßt. Keiner braucht sich mehr anzu-
strengen, da sein Arbeitsplatz gesichert ist. Die
schlechte Versorgungslage, verbunden mit dem
Verlust an Freiheit, wie sie in den osteuropäischen
Staaten zu beobachten war, müßte vor einer Ver-
ankerung des Rechts auf Arbeit in der Verfassung
zurückschrecken lassen. Die Arbeitslosigkeit läßt
sich nicht mit juristischen Mitteln bekämpfen, son-
dern mit einer ordnungspolitisch orientierten Wirt-
schafts- und Sozialpolitik, die auf die Erreichung
des magischen Vierecks im Sinne des § 1 StWG
ausgerichtet ist.

Die Arbeitslosigkeit, in Ost und West, kann also
nur durch eine Rückbesinnung auf die ordnungs-
politischen Grundlagen bekämpft werden42).
Staatliche Eingriffe, die Mobilität und Flexibilität
auf den Arbeitsmärkten senken, den Leistungswil-
len reduzieren und hohe Kosten verursachen, sind
abzulehnen. Alle solche Maßnahmen, die die Fle-
xibilität der Arbeitsmärkte erhöhen, den Anpas-
sungswillen der Beteiligten stärken, sind ordnungs-
politisch zu bejahen. Zu warnen ist vor einem
leichtfertigen Glauben an Möglichkeiten der staat-
lichen Wirtschaftspolitik, wie sie die keynesiani-
sehe Theorie suggerierte. Eine Rückbesinnung auf
ordnungspolitische Maßgaben würde bedeuten,
daß neben der Mobilität auch der Informations-
stand der Arbeitnehmer sowie ihr Potential erhöht
wird, und daß die auf den Märkten verantwortli-
chen Tarifpartner mit in die Verantwortung für
ihre Entscheidungen einbezogen werden. Im Rah-
men einer konzertierten Aktion wäre es dann mög-
lich, die Arbeitslosen einzubinden, die z. Z. keine
Möglichkeit haben, sich auf den Arbeitsmärkten
zu bewähren. Die brutale Aussperrung von
potentiell Arbeitswilligen oder das Ausnutzen des
sozialen Netzes von Nicht-Arbeitswilligen muß
durch Maßnahmen, die die Funktionsweise der
Arbeitsmärkte verbessern, überwunden werden.
Hier liegen die Möglichkeiten der ursachenadä-
quaten Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, was un-
eingeschränkt auch für die neuen Bundesländer
güt43)-
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Wolfgang Klauder/Gerhard Kühlewind: Arbeitsmarkttendenzen und Arbeitsmarktpolitik
in den neunziger Jahren

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 34-35/91, S. 3-13

Während gegenwärtig die Arbeitsmarktlage in Westdeutschland von einem Beschäftigungsboom und
sinkender Arbeitslosenzahl gekennzeichnet ist, sind die Vorzeichen im Osten genau umgekehrt. Dort steigt
die offene und verdeckte Arbeitslosigkeit drastisch an. Bedenkt man den Umfang des nötigen Strukturwan-
dels und allein schon den Zeitbedarf für Investitionen, so könnte es durchaus noch Jahre dauern, bis sich die
Arbeitsmarktlage Ostdeutschlands durchgreifend bessert.
Die verschiedenen Ansatzpunkte für eine entsprechende Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik umfassen
insbesondere Maßnahmen zur Unterstützung des Strukturwandels über die offensive Förderung zukunfts-
trächtiger Arbeitsplätze bzw. zur Vermeidung der Konservierung alter Strukturen. Ergänzend zu diesen
generellen Strategien sind noch für viele Jahre spezifische Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik unentbehr-
lich. Diese Maßnahmen konzentrieren sich gegenwärtig zum einen auf eine Verringerung des angebotenen
Arbeitsvolumens über die verschiedenen Formen des von der Bundesanstalt für Arbeit teilweise mitfinan-
zierten vorgezogenen Ruhestandes und zum anderen auf die volle Ausschöpfung der Möglichkeiten, die das
Arbeitsförderungsgesetz (AFG) bietet. Die Ausgaben für die aktive Arbeitsmarktpolitik nach dem AFG
werden 1991 eine Rekordhöhe erreichen.
Die spezifischen Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik können den unerläßlichen Strukturwandel aber
letztlich nur abfedem. Ohne die Schaffung rentabler dauerhafter Arbeitsplätze führt die „Brücke der
Bundesanstalt für Arbeit“ ins Leere. Es müssen alle Kräfte für eine offensive, investive Politik eingesetzt
werden.

Ulrich Widmaier: Segmentierung und Arbeitsteilung. Die Arbeitsmarktpolitik der
Bundesrepublik Deutschland in der Diskussion

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 34-35/91, S. 14-25

Ein Überdenken der bisherigen Instrumente der Arbeitsmarktpolitik ist notwendig. Obwohl die Zahl der
Erwerbstätigen kräftig steigt, ist die Zahl der Arbeitslosen in den alten Bundesländern (ca. 1,7 Mio.) nicht
entsprechend gesunken. Diese Tatsache verlangt nach einer Erklärung, die möglicherweise die Theorien
des segmentierten Arbeitsmarktes liefern können.
Die Segmentationsprozesse am Arbeitsmarkt stehen im Mittelpunkt der vorliegenden Analyse. Nachdem
zunächst die im Zeitverlauf steigende Zahl von sog. Problemarbeitslosen belegt wird, wird die „Erfolgsbi-
lanz“ der Bundesanstalt für Arbeit auf dem Gebiet der aktiven Arbeitsmarktpolitik kritisch kommentiert.
Es zeigt sich, daß vor allem das Auseinanderfallen zwischen angebotener und nachgefragter Qualifikation
bei den Problemgruppen die segmentierten Strukturen des dualen Arbeitsmarktes verstärkt. Folglich
werden Qualifizierungsmaßnahmen gefordert, die möglichst betriebsnah durchgeführt werden sollten.
Hierzu müßten die entsprechenden institutioneilen Voraussetzungen durch Kooperation von Bundesanstalt,
Wirtschaft (Betrieben) und Gewerkschaften geschaffen werden.
Die bisherigen Aktivitäten auf diesem Gebiet wurden durch institutioneile Barrieren behindert. Dazu
gehört der „budgetäre Verdrängungsmechanismus“ zuungusten der aktiven Arbeitsmarktpolitik im Haus-
halt der Bundesanstalt ebenso wie die einschlägigen Verbote der Förderung betrieblicher Maßnahmen im
Arbeitsförderungsgesetz. Für eine Steigerung der Maßnahmeneffizienz scheint eine integrierte Kostenrech-
nung für alle Träger und Aktivitäten unerläßliche Voraussetzung zu sein.
Als Fazit wird festgehalten, daß eine Qualifizierungsstrategie des geschilderten Typs zur Lösung der
Arbeitsmarktprobleme politisch vernünftiger ist als weitgehende Lohn- und Beschäftigungsflexibilisie-
rungen.



Klaus Mackscheidt: Finanzierung der Arbeitslosigkeit

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 34-35/91, S. 26-35

Die Fäden der Arbeitsmarktpolitik laufen bei der Bundesanstalt für Arbeit zusammen. Wie die anderen
Sozialversicherungen (Renten, Krankheit, Unfall) werden die Leistungen durch Beiträge bezahlt, die von
Arbeitgebern und Arbeitnehmern erhoben werden. Sozialversicherungsbeiträge sind zwar traditionell das
dominante Finanzierungsinstrument für Sozialversicherungen, das kann sich aber ändern, wenn die Aufga-
ben der Bundesanstalt für Arbeit mehr und mehr über die einer Sozialversicherung hinausgehen.
Die Versicherungsleistung im engeren Sinn ist das Arbeitslosengeld (an das sich eventuell die aus dem 
Bundeshaushalt finanzierte Arbeitslosenhilfe anschließt); darüber hinaus betreibt die Bundesanstalt aktive
Arbeitsmarktpolitik: Berufsberatung, Förderung beruflicher Ausbildung, Fortbildung und Umschulung,
Leistungen zur Förderung der Arbeitsaufnahme, Eingliederungsbeihilfen, Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen
und Finanzierung von Sprachunterricht. Man könnte sagen, daß sich hier zwei Sparten der Arbeitsmarktpo-
litik unter einem Dach befinden - wofür manches spricht, da zwischen beiden Arten der Politik Wechselwir-
kungen bestehen. Gewichtige Argumente sprechen aber auch für eine Trennung der beiden Sparten, nicht
so sehr institutionell, sondern in der Zuordnung und Rangordnung der Aufgaben und der Sicherung einer
angemessenen Finanzierung dieser Aufgaben. Zu prüfen ist dabei auch, ob das System der Beitragsfinanzie-
rung zu modifizieren ist. Es werden Argumente vorgetragen, die Anlaß zur Reform des jetzigen Finanzie-
rungssystems für die Arbeitsmarktpolitik geben können.

Werner Lachmann: Möglichkeiten und Grenzen ursachenadäquater Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 34-35/91, S. 36-46

Die seit fast zehn Jahren anhaltende hohe Arbeitslosigkeit kann nicht durch Demonstrationen, Beschäfti-
gungsprogramme und Appelle an die Solidarität abgebaut werden, sondern nur durch eine ursachen-
adäquate Bekämpfung. Wesentlich ist, daß die Funktionsweise des Arbeitsmarktes verbessert wird. Dazu
gehört eine beschäftigungspolitisch orientierte Tarifstruktur sowie eine die Beschäftigungsmöglichkeiten
nicht behindernde Sozialpolitik.
Den ordnungspolitischen Vorstellungen der Sozialen Marktwirtschaft würde eine größere Flexibilisierung
und Deregulierung des Arbeitsmarktes entsprechen und eine Einbeziehung der Tarifparteien in die
gesamtwirtschaftlichen Folgen der vereinbarten Lohnhöhen und -Strukturen. Beschäftigungsprogramme
sind nicht in der Lage, die Arbeitslosigkeit abzubauen, wenn der Strukturwandel nicht gefördert, sondern
gehemmt wird.
Eine Verkürzung der Lebens- und Wochenarbeitszeit ist das Ergebnis steigenden Wohlstandes und erhöhter
Freizeitpräferenz. Eine Verkürzung der Arbeitszeit ist kein ursachenadäquates Instrument zur Arbeitslosig-
keitsbekämpfung, weil es irreversibel ist. Allerdings sollten die Möglichkeiten geschaffen werden, eine
stärkere persönliche Flexibilisierung der Arbeitszeit zu ermöglichen.
Das wesentliche ordnungspolitische Defizit des Arbeitsmarktes liegt in der fehlenden Einbindung der
Tarifparteien in die Folgen der Tarifvereinbarungen. Wer in einer Marktwirtschaft Gestaltungsmacht
besitzt, sollte auch die Verantwortung für die Konsequenzen übernehmen. Von daher wäre, als radikalster
Vorschlag, die Übertragung der Arbeitslosenversicherung in die Hände der Tarifparteien eine Möglichkeit,
eine beschäftigungswirksame Lohnpolitik zu erreichen.
In einer marktwirtschaftlichen Ordnung gibt es nur zwei Reaktionsmöglichkeiten auf Ungleichgewichte:
Entweder müssen sich Preise anpassen, so daß es zu einem Gleichgewicht kommt, oder Mengen müssen
rationiert werden. Die zweite Lösung, die Aussperrung vom Arbeitsmarkt, ist die ethisch weniger zu
befürwortende Lösung. Daher ist es notwendig, eine stärkere Lohndifferenzierung zu fordern, soweit es
sich um Arbeitslosigkeit aufgrund struktureller Anpassungen handelt.


